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REGIERUNGSPRASIDIUM KARLSRUHE

ABTEILUNG 5 - UMWELT

Regierungsprasidium Karlsruhe - 76247 Karlsruhe

54.2-c9-8823 Peter Gross Umwelt GmbH BImSchG- Karlsruhe 27.10.2021
Genehmigung vare I
Durchwahl 0721 926 i
Peter Gross Umwelt GmbH I
An der Rossweid 16 Aktenzeichen 54.2-c9-8823 Peter Gross /
Umwelt GmbH BImSchG-Ge-
76229 Karlsruhe nehmigung

(Bitte bei Antwort angeben)

Kassenzeichen (Bitte bei Zahlung angeben):

2111240027217
Zahlungsempfanger: Landesoberkasse BW

IBAN: DE02 6005 0101 7495 5301 02
BIC: SOLADEST600
Betrag: EUR

sk Durchfuhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
Immissionsschutzrechtliche Neugenehmigung nach 88 4, 10 BImSchG zur Errichtung
und zum Betrieb einer Lager- und Umschlaganlage fir gefahrliche und nicht gefahrli-
che Abfalle und von Schittgltern, die im trockenen Zustand stauben kdnnen, in der
Sudbeckenstral3e 6, 76189 Karlsruhe
Ihr Antrag vom 27.05.2020, eingegangen am 29.05.2020, zuletzt geédndert und er-
ganzt am 08.07.2021

Anlagen
2 Fassungen gesiegelter Antragsunterlagen (werden getrennt versandt)

Sehr geehrte Damen und Herren,

es ergeht folgender Bescheid:

1.

Der Peter Gross Umwelt GmbH, vertreten durch den Geschaftsfuhrer Herrn Georg
Sariyannis, wird auf ihren Antrag vom 27. Mai 2020, zuletzt gedndert am 8. Juli 2021
gemal 88 4, 6 und 10 BImSchG in Verbindung mit den Nummern 8.12.1.1 (GE),
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8.12.2 (V), 8.15.1 (G), 8.15.3 (V) und 9.11.1 (V) des Anhangs 1 der Vierten Verord-
nung zur Durchfiihrung des BImSchG (4. BImSchV) die

IMMISSIONSSCHUTZRECHTLICHE GENEHMIGUNG

fur die Errichtung und den Betrieb einer Lager- und Umschlaganlage fur gefahrliche
und nicht gefahrliche Abfalle und von Schiittgitern, die im trockenen Zustand stauben
konnen, in der Sudbeckenstral3e 6 in 76189 Karlsruhe erteilt.
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Die Genehmigung umfasst:

a)

b)

d)

Die Errichtung und die Inbetriebnahme von folgenden Anlagenteilen:

— BUro-, Sozial-, Material- und Wiegecontainer, Waage (BE 1),
— offene Lagerboxen 1, 2, 3 und 6 (BE 2),
— zwei Uberdachte Lagerboxen 4 und 5 (BE 3) und

— eine Umschlagflache fur Abféalle und Schuttguter.
Die Inbetriebnahme einer bestehenden Portalkrananlage (BE 4).

Den Umschlag von Abféllen und Schuttgttern, die im trockenen Zustand
stauben kénnen, mit einem Gesamtdurchsatz von insgesamt 220.000 t
pro Jahr, bzw. 3.000 t pro Tag. Von den 220.000 t pro Jahr durfen jeweils
maximal 60.000 t pro Jahr auf gefahrliche Abfalle, 100.000 t pro Jahr auf
nicht gefahrliche Abfalle, 10.000 t pro Jahr auf Altholz A I-111 und 60.000 t
pro Jahr auf Schittguter entfallen.

Eine maximale Lagerkapazitat fur Abfalle und fir Schittgater, die im tro-
ckenen Zustand stauben kdnnen, auf insgesamt 23.000 t. Davon entfallen
jeweils maximal 3.000 t auf gefahrliche Abfalle, 20.000 t auf nicht gefahrli-
che Abfalle und 10.000 t auf Schittguter.

Die zulassigen Umschlag- und Lagerkapazitaten von Abfallen und Schutt-
gutern, die im trockenen Zustand stauben kdnnen, stellen sich nach den
Ziffern der 4. BImSchV wir folgt dar:



Nr. nach 4. Anlagenbeschreibung (kurz) Lager- max. Gesamt-
BImSchV kapazitat lagerkapazitat

t t

8.12.1.1 (G/E) | Zeitweilige Lagerung von gefahrli-

chen Abféllen 3.000

8.12.2 (V) Zeitweilige Lagerung von nicht 90.000 23.000
gefahrlichen Abfallen '

Lagerung von Schittgitern 10.000
Nr. nach 4. Anlagenbeschreibung (kurz) Tages- Jahresdurchsatz
BImSchV durchsatz | je Anlagenart
t/d t/a
8.15.1 (G) L{mschlagen von gefahrlichen Ab- 60.000
fallen
Umschlagen von nicht gefahrli-
8.15.3 (V) gen v ichtg l 100.000

chen Abfallen

9.11.1 (V) Offene oder unvollstandig ge-
schlossenen Anlagen zum Be-
oder Entladen von Schiittgitern,
die im trockenen Zustand stauben 60.000
kénnen, unter Verwendung von
Mobilbaggern, Radlader und ahn-
lichen Einrichtungen

3.000

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schlief3t gemal § 13 BImSchG
folgende Entscheidungen ein:

a) Baugenehmigung nach 8§ 49, 58 der Landesbauordnung fur Baden-
Wirttemberg (LBO).

Die Baugenehmigung wird ohne Baufreigabe erteilt. Mit der Errichtung
darf erst nach der Baufreigabe durch die untere Baurechtsbehorde der
Stadt Karlsruhe begonnen werden.

b) Wasserrechtliche Genehmigung gemal} 8§ 48 Wassergesetz Baden-Wrt-
temberg (WG) fur die Errichtung und den Betrieb von Abwasseranlagen
(Lamellenklarer).

c) Eignungsfeststellung nach § 63 Abs.1 des Wasserhaushaltsgesetzes
(WHG).



1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

1.10

Der Genehmigung liegen die in Nr. 2 dieses Bescheides genannten und mit
dem Dienstsiegel des Regierungsprasidiums Karlsruhe versehenen Antrags-
unterlagen zugrunde. Die Anlage ist nach diesen Unterlagen zu errichten, zu
betreiben und instand zu halten, soweit in den Nebenbestimmungen nichts
anderes festgelegt ist.

Diese Genehmigung ergeht unbeschadet der behdrdlichen Entscheidungen,
die nach 8§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Die Genehmigung erfolgt unter den in Nr. 4 dieses Bescheides aufgefiihrten
Inhalts- und Nebenbestimmungen.

Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Be-
standskraft dieser Entscheidung mit dem Betrieb der Anlage begonnen wird.

Der Betrieb der Anlage darf erst aufgenommen werden, wenn die unter der
Nebenbestimmung Nr. 4.10 festgesetzte Sicherheitsleistung geleistet wurde.

Die im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erhobenen Einwendungen
werden zurtickgewiesen, soweit ihnen nicht in diesem Bescheid entsprochen
wird.

Fiir diese Entscheidung wird eine Gebiihr in Hhe von [ € festoe-
setzt.

Dieser Genehmigung liegen die folgenden Merkblatter Uber die besten ver-
fugbaren Techniken (BVT) in der derzeit geltenden Fassung zugrunde:

- Abfallbehandlungsanlagen

- Lagerung gefahrlicher Substanzen und staubender Giter.



2. ANTRAGSUNTERLAGEN

Der Entscheidung liegen die folgenden mit dem Dienstsiegel des Regierungsprasidi-

ums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen zu Grunde.

Ordner 1

Register Inhalt Seiten

1 Erklarung zum Nachtbetrieb 1
Wahrung von Urheberrechten 1
Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung (Anlage 1/ 6
Formblatt 1)
Anlage 1-1 Bestatigung der Antragsunterlagen
Anlage 2 Inhaltsiibersicht

3 Anlage 3 Beschreibung des Vorhabens 6
Anlage 3-1 Wasserrechtliche Erlaubnis vom 28. August 2019 20
Anlage 3-2 Vollmacht 1

4 Anlage 4 Angaben zum Standort und zur Umgebung der Anlage 3
Anlage 4-1 Einverstandniserklarung der Eigentimerin 1
Anlage 4-2 Topografische Karte (Maf3stab 1:25.000) 1
Anlage 4-3 Luftbild (Mal3stab 1:5.000) 1
Anlage 4-4 Lageplan (Mal3stab 1:200) KA-PGU Sudbeckenstr-LP- 1
20210414 vom 14. April 2021
Anlage 4-5 Karten zu den Schutzgebieten 3
Anlage 4-6 Bericht zu orientierenden Untersuchungen des Unter- 34
grunds von Fader Umweltanalytik, Karlsruhe vom 28. Februar 2018

5 Anlage 5 Anlagen- und Betriebsbeschreibung 10
Anlage 5-1 FlieRbilder 4
Anlage 5-2 Technische Zeichnung des Hafenkrans 1
Anlage 5-3 Technische Zeichnungen des geschlossenen Zweischal- 1
engreifers
Anlage 5-4 Technische Daten des Radladers 1 (beispielhaft) 2
Anlage 5-5 Technische Daten des Radladers 2 (beispielhaft) 4
Anlage 5-6 Technische Daten des Mobilbaggers (beispielhaft) 4
Anlage 5-7 Stoffubersicht mit Jahresdurchsatz gesamt und nach Ab- 1
fallgruppen, Gesamtlagerkapazitat und nach Abfallgruppen und Um-
schlagkapazitat pro Tag.
Anlage 5-8 Ubersicht der relevanten Grenzwerte fiir die Lagerung im 2
Freien
Anlage 5-9 Formblatter 2.1 und 2.2 4




6 Anlage 6 Energieeffizienz / Warmenutzung
Anlage 7 Luftschadstoffe einschlief3lich Gertliche 4
Anlage 7-1 Prognose der Staubemissionen und —immissionen vom 93
18. Mai 2020
Aktenvermerk von iMA Richter & Rockle GmbH & Co. KG: Telefon- 3
konferenz vom 9. Februar 2021 mit dem RP Karlsruhe zur Erlaute-
rung des im Gutachten vom 18. Mai 2020 gewaéhlten Ansatz zur Be-
wertung der Staubinhaltstoffgehalte
Stellungnahme von iMA Richter & Rockle GmbH & Co. KG zu den 10
Fragen des Regierungsprasidiums Karlsruhe vom 20. Mai 2021
Anlage 7-2 Ubersichtszeichnung zu der Vernebelungsanlage zur 2
Verhinderung von potentiellen Staubemissionen aus dem Schiffla-
deraum
Anlage 7-3 Beregnungsplan 1
Anlage 7-4 Formblatter 3.1, 3.2 und 3.3 3
8 Anlage 8 Larm
Anlage 8-1 Larmtechnische Untersuchung der ADU Cologne Institut 44
fur Immissionsschutz GmbH vom Mai 2020
Anlage 8-2 Formblatt 4 2
9 Anlage 9 Elektromagnetische Felder, Erschitterungen, Licht 1
10 Anlage 10 Abwasser 3
Anlage 10-1 Oberflachen- und Entwasserungskonzept - Antrag auf 44
Entwasserung
Entwasserung Lageplan + Details 18-20_4.02b vom 28. April 2021 1
Anlage 10-2 Formblatter 5.1, 5.2 und 5.3 3
Anlage 10-3 Details zur Verlegung sowie zum Anschluss der Matten 13
an die bestehende Asphaltbefestigung sowie an die Wande der ge-
planten Lagerboxen
11 Anlage 11 Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen 6
Anlage 11-1 Dokumentationsformblatter 3 gemafn Anlage 2 Anla- 12
genverordnung wassergefahrdende Stoffe (AwSV)
Anlage 11-2 Formblatter 6.1 und 6.2 8
Anlage 11-3 Gutachten Verladevorgang im Greiferbetrieb Aumund 54
Portalbriicke der Dekra Automobil GmbH, Mannheim vom 26. Feb-
ruar 2021
12 Anlage 12 Angaben zu den anfallenden Abfallen (Abfallvermeidung 2
und Abfallentsorgung)
Anlage 12-1 Formblatt 7 1




13 Anlage 13 Arbeitsschutz 3
Anlage 13-1 Formblatt 8 3
14 Anlage 14 Brandschutz 1
Anlage 14-1 Brandschutzkonzept vom 19. Marz 2020 24
Brandschutzplan zum Brandschutzkonzept vom 19. Marz 2020 2
15 Anlage 15 Betriebssicherheit 1
16 Anlage 16 Betriebseinstellung 1
Anlage 16-1 Ermittlung der maximalen Entsorgungskosten 1
Angebot der Firma Recycling Kombinate Reko b.v. vom 7. April 2021 2
Angebot der Firma HGK DRY Shipping GmbH vom 12. April 2021 2
17 Anlage 17 Ausgangszustandsbericht 2
Anlage 17-1 Formblatt 9 3
18 Anlage 18 Storfallverordnung 3
Anlage 18-1 Formblatter 10.1 und 10.2 3
19 Anlage 19 Umweltvertraglichkeitsprufung 1
Formblatt 11 1
Ordner 2
Register Inhalt Seiten
20 Anlage 20 Bauantragsunterlagen 1
Anlage 20-1 Bauantrag 34
Lageplan 1:500 vom 25. Mai 2020 1
Lageplan Abstandsflachen 1:500 vom 25. Mai 2020 1
Lageplan + Details 18-20_4.01a vom 9. Juni 2021 1
Plan Lagerboxenhalle Grundriss, Schnitt, Ansichten 1820_4.02 vom 1
25. Mai 2020
Plan Container Grundrisse, Schnitt, Ansichten 1820 _4.03 vom 25. Mai 1
2020
21 Anlage 21 Eignungsfeststellung nach § 63 WHG 1
Anlage 21-1 Gutachten zur Eignungsfeststellung nach § 63 WHG vom 12
9. Januar 2020, zuletzt gedndert am 16. Juni 2021
Anlage 1: Stoffkatalog der geplanten Lager- und Umschlaganlage 1
Anlage 2: Ubersicht relevanter Grenzwerte fiir die Lagerung im Freien 2
Anlage 3: Lageplan + Details 18-20_4.01a vom 9. Juni 2021 1
Anlage 4: Plan Entwéasserung, Lageplan und Details Nr. 18-20 E 4.02b, 1
Stand 28. April 2021
Anlage 5: Lageplan KA-PGU — Sudbeckenstr-LP-20210414, Stand 14. 1

April 2021




3. BESCHREIBUNG DES VORHABENS

Die Firma Peter Gross Umwelt GmbH beantragt mit Antrag vom 27. Mai 2020 die Er-
richtung und den Betrieb einer Lager- und Umschlaganlage fur nicht gefahrliche und
gefahrliche Abfalle und fir Schuttgiter, die im trockenen Zustand stauben kénnen,
wie Sand, Kies und Mineralien, im Karlsruher Rheinhafen in der Stidbeckenstral3e 6
auf Teilflachen der Flursticke 14612 und 14616. Die Bereiche des Bahnanschlusses
und der Schiffsumschlaganlage befinden sich auf der nérdlich angrenzenden Flur-
stucknummer 14697/1.

Der Hauptzweck der Anlage ist der Umschlag von mineralischen Abféllen und Schiitt-
gutern mit einer Portalkrananlage (BE 4.00) und einem speziellen, dicht schlieRenden
Zweischalengreifer auf Schiff. Durch die Stral3en-, Gleis- und Hafenanbindung des
Betriebsgeldndes erfolgt ein trimodaler Umschlag von Land auf Schiff oder Bahn und
umgekehrt. Es sollen vergleichsweise grof3e Chargen mineralischer Abfélle gleicher
Zusammensetzung einer Behandlung, Verwertung oder Beseitigung anderenorts zu-
gefuhrt werden. In geringem Mal3e soll auch Altholz A I-lll zwischengelagert und um-
geschlagen werden. In der Anlage erfolgt keine Abfallbehandlung.

Zusammenfassend bestehen die kinftigen Haupttatigkeitsbereiche aus:

— dem Umschlag und der Lagerung von geféahrlichen und nicht gefahrlichen Ab-
fallen und

— dem Umschlag und der Lagerung von Schuttgutern, die im trockenen Zustand
stauben kénnen (Baustoffe wie Sand, Kies, Steine u.a. Mineralien).

Die Anlieferung der Abfélle und der Schuttguter erfolgt entweder per Lkw Uber die
suddstliche Zufahrt oder per Bahn oder Schiff. Mit der Bahn sollen nur nicht wasser-
gefahrdende Abfalle und Schittgiter angeliefert bzw. abtransportiert werden. Die An-
lieferung von gefahrlichen Abfallen mit dem Schiff ist auf 6.000 t im Jahr begrenzt. Die
angenommenen mineralischen Schuttguter und Abfalle sollen bei Bedarf zwischenge-
lagert oder auch direkt von einem Transportmedium auf ein anderes (z.B. von Lkw
auf Bahn oder Schiff) umgeschlagen werden.

Bei der Anlieferung per Lkw werden die Abfélle im Betriebsbereich BE 1.00 verwo-

gen, registriert und entweder den Lagerplatzen im Freilager (BE 2.00) oder den Uber-
dachten Lagerboxen (BE 3.00) zugewiesen oder direkt auf ein anderes Transportmit-
tel umgeschlagen. Gefahrliche Abfélle werden ausschlief3lich in zwei Uberdachten La-



gerboxen zwischengelagert. Der Umschlag von gefahrlichen Abféllen mit der Portal-
krananlage erfolgt von der Umschlagflache vor den Uberdachten Lagerboxen aus. In
den nicht Uberdachten Lagerboxen werden ausschlie3lich nicht gefahrliche Abfalle
gelagert, die die in der Anlage 5-8 ,Ubersicht relevanter Grenzwerte fir die Lagerung
im Freien” der Antragsunterlagen aufgefuhrten Grenzwerte einhalten.

Die Be- und Entladung von Schiffen und Bahnwaggons erfolgt mit der bestehenden
und zu modernisierenden Portalkrananlage. Dabei kommt fir den Umschlag der mi-
neralischen Abfalle und Schuttguter ausschlief3lich eine Sonderbauform eines ge-
schlossenen und vollstandig dicht schlieRenden Zweischalengreifers zum Einsatz, um
Rieselverluste und Anhaftungen zu verhindern. Eine spezielle Steuerungstechnik
stellt sicher, dass der Greifer nach der Materialaufnahme bzw. —abgabe nur im ge-
schlossenen und vollkommen dichten Zustand bewegt werden kann. Zusatzlich wird
der Zweischalengreifer an der Aul3enseite vollflachig mit einer Beschichtung verse-
hen, die ein Anhaften und Verschleppen von Umschlagmaterial verhindern soll. Mit
der Portalkrananlage durfen nur als staubarm einzustufende mineralische Abfélle und
Schuttguter umgeschlagen werden, weshalb umfangreiche Befeuchtungsmaflinahmen
auf dem Betriebsgrundstlck vorgesehen sind. Bei der Schiffsverladung wird zusatz-
lich an der Oberkante des Schiffladeraums eine Benebelungsanlage eingesetzt, wel-
che wahrend der Be- oder Entladung einen geschlossenen Nebelvorhang bildet.

Beim Umschlag von Altholz A I-llIl wird ein Mehrschalengreifer eingesetzt. Die Bewirt-
schaftung der Materialhalden erfolgt mit einem Radlader oder alternativ mit einem
Mobilbagger.



4.1

4.1.1

4.1.2

4.1.3

4.1.4

4.1.5

4.1.6

4.1.7

4.1.8

4.1.9
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INHALTS- UND NEBENBESTIMMUNGEN

Allgemeines

Die Inbetriebnahme der Anlage ist dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Re-
ferat 54.2, mindestens einen Monat zuvor schriftlich anzuzeigen.

Zwei Wochen vor Inbetriebnahme ist dem Regierungsprasidium Karlsruhe,
Referat 54.2, die Person schriftlich anzuzeigen, die fir die Gesellschaft die
Betreiberpflichten der genehmigungsbedurftigen Anlage wahrnimmt.

Die Anlage darf montags bis samstags von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr betrieben
werden.

Die Anlieferung von gefahrlichen Abfallen per Schiff und der Abtransport mit
Lkw wird auf maximal 6.000 t pro Jahr begrenzt.

Mit der Bahn durfen nur nicht wassergefahrdende Abfalle und Schittgiter an-
geliefert und abgefahren werden.

Anlieferungen und Abtransporte per Bahn und Schiff sind dem Regierungs-
prasidium Karlsruhe, Referat 54.2, mindestens zehn Tage zuvor mitzuteilen.
Mit Zustimmung der Uberwachungsbehdrde kann diese Regelung ausgesetzt
werden.

Der Lkw-Verkehr auf dem Betriebsgrundsttick (Anlieferungen und Abtransport
zusammen) wird auf 100 Lkw pro Tag begrenzt.

Je Kalenderjahr darf die Menge der per Lkw aus der Anlage abtransportierten
Abfalle und Schittguter die Menge der per Bahn und Schiff angelieferten Ab-
falle und Schittguter nicht Gbersteigen. Hierzu sind dem Regierungsprasi-
dium Karlsruhe, Referat 54.2, jeweils zum Quartalsende die aufsummierten
Mengen der per Bahn und Schiff angelieferten und der per Lkw abtransportie-
ren Materialmengen der letzten 12 Monate gegenibergestellt mitzuteilen.

Die Umschlagflache vor den tGberdachten Lagerboxen (nicht Gberdachter Be-
reich BE 3) darf aul3erhalb der Be- oder Entladungsvorgéngen von Schiff und
Bahn nicht mit Abfallen beaufschlagt sein. Sobald die Be- bzw. Entladung von



4.1.10

41.11

4.1.12

4.1.13

4.1.14
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Schiff oder Bahn abgeschlossen ist, ist die Umschlagflache feucht zu reinigen
und dauerhaft von Abfallen frei zu halten.

Es ist eine Betriebsordnung zu erstellen, in dem die fir den Normalbetrieb, fur
die Instandhaltung und fur die Betriebsstérungen erforderlichen MafRnahmen,
die fur den sicheren und ordnungsgemalfien Betrieb der Anlage erforderlich
sind, dokumentiert werden. AulRerdem sind die Aufgaben und Verantwor-
tungsbereiche des Personals, die Betriebs- und Arbeitsanweisungen, die
Kontroll- und Wartungsmal3inahmen sowie Informations-, Dokumentations-
und Aufbewahrungspflichten zu dokumentieren.

Auf der Grundlage der Vorgaben in der Betriebsordnung ist ein Betriebstage-
buch zu fihren. Im Betriebstagebuch sind Betriebsstérungen und besondere
Vorkommnisse schriftlich festzuhalten. Aus den Aufzeichnungen, die auf Ver-
langen der zustandigen Behdrde zu Ubermitteln sind, missen mindestens
Zeitpunkt, Dauer der Storung, ggf. ausgetretene Schadstoffmengen, Folgen
der Storung (nach innen und nach auf3en) und alle eingeleiteten Mal3nahmen
sowie Vorkehrungen zur Verhinderung einer Wiederholung der Stérung her-
vorgehen.

Das Betriebstagebuch muss jederzeit von der zustandigen Behdrde eingese-
hen werden kénnen. Die fur die Fihrung des Betriebstagebuches verantwort-
lichen Personen sind von der Betriebsleitung der Anlage in der Betriebsord-
nung zu benennen. Das Betriebstagebuch kann mittels elektronischer Daten-
verarbeitung gefuhrt werden und es ist vom Betriebsverantwortlichen mindes-
tens wochentlich abzuzeichnen. Das Betriebstagebuch ist mindestens funf
Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen der zustandigen Behorde vor-
zulegen.

Eine Durchschrift des Genehmigungsbescheides und ein Satz gesiegelter An-
tragsunterlagen sind zur jederzeitigen Einsicht vor Ort in der Betriebsstatte
SudbeckenstralRe 6, 76189 Karlsruhe, vorzuhalten.

Der Betreiber hat gemal 8§ 31 BImSchG in jahrlichen Abstanden, spatestens
bis zum 30. Marz des Folgejahres, dem Regierungsprasidium Karlsruhe ei-
nen Jahresbericht fir die Anlagen nach der Industrieemissionsrichtlinie vorzu-
legen. Der Inhalt sowie die Form sind nach der Inbetriebnahme der Anlage
mit dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, abzustimmen.
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Hinweise:

4.1.15

4.1.16

4.2

421

4.2.2

4.2.3

4.2.4

Es ist ein Immissionsschutz- und ein Abfallbeauftragter gemaf § 53 Abs. 1
BImSchG bzw. § 59 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) i. V. m. 8 2 Abs. 1 Ab-
fallbeauftragten-Verordnung (AbfBeauftrV) zu bestellen. Die Bestellung ist
dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, schriftlich mitzuteilen.

Bei einer Stilllegung des Gesamtbetriebs oder einzelner Anlagen ist § 5
Abs. 3 BImSchG zu beachten. Die geplanten MaRnahmen sind frihzeitig mit
dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, abzustimmen.

Baurecht

Spéatestens zehn Tage vor Beginn der Bauarbeiten ist dem Bauordnungsamt
der Stadt Karlsruhe Name, Anschrift und Berufsbezeichnung der 6rtlichen
Bauleitung schriftlich mitzuteilen. Die Bauleitererklarung ist von der bauleiten-
den Person als auch von der Bauherrschaft zu unterzeichnen und als Origi-
naldokument vorzulegen. Eine Baufreigabe kann ohne diese Erklarung nicht
ausgestellt werden.

Fur das genehmigte Bauvorhaben sind die bautechnischen Nachweise (stati-
sche Unterlagen ggf. mit Brand- und Schallschutznachweis sowie absturzsi-
chernde Bauteile) in doppelter Fertigung dem Bauordnungsamt der Stadt
Karlsruhe vorzulegen. Die notwendige Prifung der bautechnischen Nach-
weise ggf. mit Uberwachungsauftrag wird durch das Bauordnungsamt der
Stadt Karlsruhe veranlasst. Erst nach Vorlage der bautechnischen Priifbestéa-
tigung des beauftragten Prifingenieurs kann die Baufreigabe (Roter Punkt)
erteilt werden.

Fir das Bauvorhaben werden gemaf3 § 37 der Landesbauordnung fiir Baden-
Wirttemberg (LBO) zwei Kfz-Stellplatze errechnet. Die festgesetzten Stell-
platze sind nach Festlegung in den genehmigten Bauvorlagen auf dem
Grundstick herzustellen.

Fur ein Fahrrad ist ein Fahrrad-Stellplatz herzustellen. Der Fahrradstellplatz
muss so eingerichtet werden, dass dieser hinsichtlich Erreichbarkeit, Zugang-
lichkeit und Nutzbarkeit auch flir Personen mit Pedelecs geeignet ist. Er muss
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von der offentlichen Verkehrsflache ebenerdig, durch Rampen oder durch
Aufziige zugéanglich sein, nur in Ausnahmeféllen sind zwei Stufen zulassig.

Weiterhin ist der Fahrradstellplatz so herzustellen, dass er eine Anschliel3-
maoglichkeit fur den Fahrradrahmen hat und dem Fahrrad ein sicherer Stand
durch einen Anlehnblgel gegeben wird. Er muss eine Lange von 2,0 m zu-
zuglich der erforderlichen Fahrgassen und Rangierflachen aufweisen. Die
Herstellung einfacher Vorderradstander ist unzulassig. Auf die aktuelle Ver-
waltungsvorschrift VwV Stellplatze wird verwiesen.

Das Betriebsgrundstuck befindet sich im Bereich der flachigen ,Auffillung
Rheinhafen® mit der Objektnummer 04193-000 im Bodenschutz- und Altlas-
tenkataster der Stadt Karlsruhe. Aufgrund von vorliegenden Verunreinigun-
gen des Untergrundes sind bei Baumalinahmen, die in den Untergrund ein-
greifen, Untersuchungen zur abfalltechnischen Einstufung des anfallenden
Aushubmaterials erforderlich. Die Auskofferung des Untergrundes, die Einstu-
fung des Abfalls und die ordnungsgemafie Entsorgung sind durch einen
Sachverstandigen zu begleiten und zu dokumentieren. Zwei Wochen vor Be-
ginn des Eingriffs ist dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, ein
MalRnahmenkonzept vorzulegen. Die zulassige Entsorgung des Aushubmate-
rials ist mit dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, im Vorfeld ab-
zustimmen. Nach Abschluss der Mal3nahme ist die Dokumentation des Sach-
verstandigen dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, und der
Fachdienststelle Umwelt- und Arbeitsschutz der Stadt Karlsruhe in Papier-
Form und zusétzlich elektronisch zuzusenden.

Falls bei der Baumalinahme weitere Untergrundverunreinigungen (unge-
wohnliche Farbungen und/oder Gerlche, beispielsweise Mineraldl, Teer oder
Ahnliches) entdeckt werden, so ist unverziglich mit dem Regierungsprasi-
dium Karlsruhe, Referat 54.2, Kontakt aufzunehmen.

Im Vorfeld von BaumaRnahmen unterhalb der Gelandeoberkante ist der lo-
kale Grundwasserstand bzw. Bauwasserstand zu ermitteln. Baumafinahmen,
die ins Grundwasser eindringen, sind mit dem Regierungsprasidium Karls-
ruhe, Referat 54.3, abzustimmen. Sollte eine Bauwasserhaltung erforderlich
werden oder es zum Einbringen/Einleiten von nicht (z.B. durch DIN- oder CE-
Zertifizierung) als grundwasserungefahrlich eingestuften Bauteilen oder Stof-
fen (fest/flissig) kommen, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.
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Vorbeugender Brandschutz

Das im Rahmen des Bauantrags vorgelegte Brandschutzkonzept des Sach-
verstandigenblros Brandschutz Sud, 72760 Reutlingen vom 19. Marz 2020
ist mal3gebend und einzuhalten. Das Brandschutzkonzept ist Bestandteil der
Baugenehmigung. Jegliche Plan- bzw. Nutzungsédnderung mit Auswirkung auf
brandschutztechnische bzw. einsatztechnische Belange ist mit dem Verfasser
des Brandschutzkonzeptes und mit der Branddirektion der Stadt Karlsruhe
abzustimmen. Das Brandschutzkonzept und der planerische Teil sind hierzu
entsprechend fortzuschreiben.

Die Ubereinstimmung der Ausfiihrung mit dem Brandschutzkonzept ist durch
einen Brandschutzsachverstandigen zu tiberwachen. Die Bestatigung der
Ubereinstimmenden Ausfuhrung ist dem Bauordnungsamt der Stadt Karlsruhe
zur Schlussabnahme vorzulegen.

Verladevorgang mit der Portalkrananlage

Die Be- bzw. Entladung von mineralischen Abfallen und Schuttgttern auf
bzw. von Bahn und Schiff darf nur mit dem im ,Gutachten zum Verladevor-
gang im Greiferbetrieb Aumund Portalbriicke” vom 26. Februar 2021 (Anlage
11-3 der Antragsunterlagen) beschriebenen, vollkommen dichtschlie3enden
Zweischalengreifer erfolgen.

Vor Inbetriebnahme der Portalkrananlage und des Zweischalengreifers sind
die im 0.g. Gutachten aufgefihrten Modernisierungsmal3nahmen vollumfang-
lich umzusetzen.

Die Steuerungstechnik des Zweischalengreifers ist entsprechend der Darstel-
lung im 0.g. Gutachten auszufiihren. Insbesondere muss durch die Steue-
rungstechnik sichergestellt sein,

— dass der Greifer nach der unmittelbaren Aufnahme bzw. Abgabe des Lade-
guts nur im geschlossenen und vollkommen dichtem Zustand ohne Riesel-
verluste hochgefahren und auf der Kranschiene bewegt werden kann,

— dass beim Bewegen des geschlossenen Greifers keine bewusste oder un-
bewusste Offnung des Greifers maglich ist,
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— dass die Offnung des Greifers nur dann erfolgen kann, wenn der Wasser-
schleier zur Befeuchtung der Halden auf dem Betriebsgrundsttick bzw. auf
dem Schiff eingeschaltet und eine gewisse Mindesthubhdhe unterschritten
ist.

Die AulRenseite des Zweischalengreifers ist vor der Inbetriebnahme vollflachig
mit der im 0.g. Gutachten beschriebenen Polyoxymetylen-(POM-C)-Beschich-
tung zu versehen. Vor jeder Benutzung des Zweischalengreifers ist die Be-
schichtung auf Abnutzung zu priifen. Die Prifung ist im Betriebstagebuch zu
dokumentieren. Wird eine Abnutzung der Beschichtung festgestellt, die zu ei-
nem Anhaften von Ladegut an der Greiferaul3enseite fuhrt, ist die Beschich-
tung unverzuglich zu erneuern. Die Ausbesserung oder die Erneuerung der
Beschichtung ist im Betriebstagebuch zu dokumentieren.

Es ist eine Betriebsanweisung zu erstellen, in der alle organisatorischen Malf3-
nahmen zur Sicherstellung eines verlustfreien Umschlags mit dem Zweischal-
engreifer, die im 0.g. Gutachten enthalten sind, aufgefuhrt sind. Vor dem erst-
maligen Umschlag mit der Portalkrananlage und danach in jahrlichen Abstan-
den ist das Personal anhand der Betriebsanweisung zu unterweisen. Die Un-
terweisung ist zu dokumentieren.

Kommt es trotz der Festlegungen unter den Nebenbestimmung Nr. 4.4.2 bis
Nr. 4.4.5 beim Umschlag mit dem Zweischalengreifer zu Riesel- oder zu Ma-
terialverlusten, z. B. aufgrund einer Undichtigkeit des Greifers oder wegen
Anhaftungen an der Greiferaul3enseite, so ist der Umschlag unverziglich ein-
zustellen. Eine Wiederinbetriebnahme darf erst dann erfolgen, wenn die Ursa-
che hierfur vollstandig beseitigt und wenn sichergestellt ist, dass es zu keinen
weiteren Materialverlusten kommt. Die Betriebsunterbrechung, die durchge-
fuhrten Malinahmen zur deren Behebung und die Wiederinbetriebnahme ist
im Betriebstagebuch zu dokumentieren.

Wahrend des Umschlags mit der Portalkrananlage ist eine standige Wache
aufzustellen, die den Greifer durchgehend tberwacht und die in der Lage ist,
bei Materialverlusten die Anlage unverziglich aul3er Betrieb zu setzen. Mit
Zustimmung der Uberwachungsbehorde kann diese Regelung ausgesetzt
werden.
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Die Steuerungstechnik der modernisierten Portalkrananlage ist vor Inbetrieb-
nahme, entsprechend der Beschreibung auf Seite 48 des 0.g. Gutachtens,
nach EN ISO 13849-2 zu validieren. Der anzufertigende Abnahmebericht ist
dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, vor der Inbetriebnahme
vorzulegen.

Die modernisierte Portalkrananlage ist von einem Priifsachverstandigen fur
Krane nach der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und nach dem
Regelwerk der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zu pri-
fen. Das Prifergebnis ist dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2,
vor der Inbetriebnahme der Portalkrananlage vorzulegen.

Danach ist die Portalkrananlage wiederkehrend, mindestens einmal jahrlich
von einer befahigten Person nach der BetrSichV und dem Regelwerk der
DGUV zu prufen.

Grundstiucksentwasserung und gewasserschutzrechtliche Anforderun-
gen

Das Betriebsgrundstuick wird laut der veroffentlichten Hochwassergefahren-
karte (HWGK) bei einer Flachenausbreitung eines Extremhochwassers
(HQextrem) Uberflutet. Daher ist fir das Hochwasserrisikomanagement spa-
testens sechs Monate nach Inbetriebnahme, unter Bericksichtigung der in
der Hochwassergefahrenkarte ausgewiesenen Uberflutungstiefen, ein Kon-
zept zu erstellen und der Genehmigungsbehdrde vorzulegen.

Das Konzept muss mindestens folgende Punkte fir den Fall eines Extrem-
hochwassers enthalten:

— Planung und Umsetzung von Malinahmen zur Vermeidung von Umweltbe-
lastungen, einschlief3lich Objektschutz,

— Alarm- und Einsatzplane,

— die Vorbereitung ggf. notwendiger Nachsorgemaflinahmen

— Betriebsanweisung nach § 44 AwSV.

Dem Ubergabe- bzw. Kontrollschacht MW 1 ist vor Einleitung in die 6ffentli-
che Abwasseranlage ein separater Probeentnahmeschacht nachzuschalten.



4.5.3

45.4

4.5.5

4.5.6

4.5.7

4.5.8

4.5.9

4.5.10

-17 -

Die Abdeckung der Gleisbereiche bis zur Kranschiene mit den Betonmatten
Concrete Canvas ist nach der Beschreibung auf Seite 3 des Erlauterungsbe-
richts zum Entwéasserungskonzept (Register 10 in den Antragsunterlagen) und
nach der Beschreibung in Anlage 10-3 auszufihren.

Der Bodenaufbau der Lager- und Verkehrsflachen ist entsprechend der Aus-
fuhrung auf Seite 6 des Gutachtens zur Eignungsfeststellung nach 8 63 WHG
der Umwelttechnische Beratung, Dr. Rainer Schuitzle GmbH, Freiburg (An-
lage 21-1) auszubilden. Weiterhin sind die Vorgaben des Anhangs E 3.2 des
aktuellen Entwurfs DWA-A 779 und des technischen Regelwerks ZTV Asphalt
07/13 der Forschungsgesellschaft flr Straf3en- und Verkehrswesen einzuhal-
ten.

Bei der Ausfuhrung der Bodenflachen sind die Verkehrslasten gemal den
Richtlinien fur die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflachen, Aus-
gabe 2012 (RStO 12) der Forschungsgesellschaft fur Stral3en- und Verkehrs-
wesen zu bertcksichtigen.

Die Anschlussfugen an die umgebenden Aufstellwande sind mit einem geeig-
neten und zugelassenen elastischen Dichtstoff zu verfugen.

Die Ausfuhrung der Mal3inahmen unter Nr. 4.5.4 bis Nr. 4.5.6 hat durch eine
zugelassene Fachfirma nach WHG zu erfolgen.

Das Betriebspersonal ist vor dem erstmaligen Umgang mit den AwSV-Anla-
gen (Lagerboxen im Freilager, Uberdachte Lagerboxen und die Handha-
bungs- und Umschlagbereiche) und regelméanRig wiederkehrend, mindestens
einmal jahrlich, anhand der Betriebsanweisung nach § 44 AwSV zu unterwei-
sen. Die Unterweisung ist zu dokumentieren.

Die Lagerboxen sind geméaf3 8 46 i. V. mit Anhang 5 Zeile 4 vor Inbetrieb-
nahme und wiederkehrend alle 5 Jahre durch einen Sachverstandigen nach
8 2 Nr. 33 AwSV prifen zu lassen. Dies gilt auch fur die tberdachten Lager-
boxen 4 und 5 einschliel3lich der zugehdrigen Umschlagbereiche.

Vor Inbetriebnahme der Anlage ist die Betriebsanweisung nach 8§ 44 AwSV
sowie der Alarm- und MalRnahmenplan dem Sachverstandigen nach 8 2



45.11

4.5.12

4.5.13

4.5.14

4.5.15

4.5.16

-18 -

Nr. 33 AwSV und die Anlagendokumentation nach 8§ 43 AwSV dem Sachver-
standigen nach 8§ 2 Nr. 33 AwSV und dem Regierungsprasidium Karlsruhe,
Referat 54.2, vorzulegen.

Das manuelle Abschiebern des internen Kanalnetzes zum offentlichen Kanal-
netz muss bei einer Betriebsstdrung jederzeit, auch aul3erhalb der Betriebs-
zeit, moglich sein. Die zustandige Feuerwehr ist tber die Lage und Einsatz-
maoglichkeit des Kanalabsperrsystems zu informieren.

Die Mitarbeiter sind Gber die Handhabung der Schieber zu unterweisen und
die Unterweisung ist zu dokumentieren.

Die Lagerflachen, die Umschlagflachen auf Schiff und Bahn, einschlie3lich
der abgedeckten Gleisbereiche, sowie die Fahrwege auf dem gesamten Be-
triebsgelande sind regelmanRig auf Beschadigungen und Verformungen zu
kontrollieren und etwaige Beschadigungen sind unmittelbar zu beheben. Die
Durchftihrung der Kontrollen und deren Ergebnisse sind im Betriebstagebuch
zu dokumentieren.

Im Zuge der Eingangskontrolle sind die anzunehmenden Abfélle auf eventu-
elle Anhaftungen flussiger wassergefahrdenden Phasen zu kontrollieren. Ab-
falle mit flissigen, wassergefahrdenden Anhaftungen sind abzuweisen.

Die Einstellung der Befeuchtungs-Einrichtungen ist so zu optimieren, dass
das Entstehen von Uberstandwasser im gesamten Anlagenbetrieb vermieden
wird.

Die Betankung der dieselbetriebenen Maschinen und Fahrzeuge darf nur
Uber geeignete Auffangvorrichtungen, z.B. durch das Unterstellen einer Tropf-
wanne, erfolgen. Der gesamte Betankungsvorgang muss durch den Maschi-
nenfuhrer und den Tankwagenfahrer dauerhaft tberwacht werden. Die Zapf-
pistole muss mit einer automatischen Abschalteinrichtung ausgestattet sein.
Vor Ort ist in ausreichender Menge geeignetes Bindemittel zur Aufnahme von
Tropfverlusten vorzuhalten. Tropfverluste sind mit geeignetem Bindemittel un-
verzugliche aufzunehmen und ordnungsgemal zu entsorgen.

Die Verpflichtungen nach den Nebenbestimmungen Nr. 4.5.11 bis 4.5.15 sind
in die Betriebsanweisung aufzunehmen.
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Hinweis:

4.5.17 Der Lamellenklarer ist nach Angaben des Herstellers regelmaldig zu warten.

4.6

Weiterhin sind Eigenkontrollen durchzufiihren, die sich hinsichtlich Art und
Umfang aus der Eigenkontrollverordnung ergeben.

Immissionsschutzrechtliche Bestimmungen

Luftreinhaltung

4.6.1

4.6.2

4.6.3

4.6.4

4.6.5

4.6.6

Es durfen nur Abfalle und Schuttgiter angenommen und umgeschlagen wer-
den, die im Sinne der VDI-Richtlinie 3790, Blatt 3 als staubarm einzustufen
sind. Bodenaushub benotigt hierzu eine Feuchte von ca. 5 % und kdrnige mi-
neralische Abfalle (Bauschutt, teehaltiger Asphalt) von 2-3 %. Dies gilt auch
bei der Entladung und Beladung von Schiffen und Bahnwaggons.

Fur die Anlieferung per Lkw ist nach der Waage ein Spriihgalgen zu errichten.
Pro Lkw sind 100 | Wasser auf die mineralischen Abfélle oder Schittglter
aufzubringen.

Das Bespruhungssystem der Lagerboxen ist wahrend des Entladens der
Lkws und wahrend der Entladung mit dem Zweischalengreifer zu betreiben.
Nach dem Entladen der Lkws sind, je nach Abfallart und Materialfeuchte,
noch 500 bis 1.000 | Wasser je 25 t Material aufzuspriihen. Die Intensitat soll,
bezogen auf die Flache der Lagerboxen, nicht mehr als 2 | pro m2 und Stunde
betragen.

Die Abféalle und Schiuttguter durfen nach der Anlieferung erst dann auf Schiff
oder Bahn verladen werden, wenn nach Beendigung des Besprihens ein
Zeitraum von mindestens 3 Stunden vergangen ist.

Sofern mineralische Abfalle und Schattglter langer als zwei Tage lagern, ist
die Bespruhungseinrichtung taglich fur die Dauer von 30 Minuten mit einer In-
tensitat von etwa 2 | pro m2 und Stunde zu betreiben.

Bei der Entladung mittels Zweischalengreifer ist sicherzustellen, dass er vor
dem Offnen auf der Abfallhalde bzw. dem Boden aufsitzt.
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Mindestens 15 Minuten vor Beginn der Aufnahme der Abfélle oder Schittgu-
ter durch den Zweischalengreifer ist das Besprihungssystem an den Boxen
in Betrieb zu nehmen.

Die stationdren Berieselungsanlagen sind entsprechend dem Beregnungs-
plan in Anlage 7-3 in den Antragsunterlagen zu positionieren. Diese und die
mobilen Berieselungsanlagen mussen jederzeit betriebsbereit sein und auch
aul3erhalb der Betriebszeiten aktiviert werden kénnen. Sind die Berieselungs-
anlagen nicht voll funktionsfahig, dann durfen immissionsrelevante Betriebs-
vorgange nicht durchgefihrt werden.

Die Abwurfhdhe des Radladers beim Bewirtschaften der Materialhalden muss
so gering wie moglich gehalten werden.

Die Fahrwege auf dem Gelande sind regelmaliig feucht zu reinigen, bei Be-
darf auch mehrmals taglich. Sie sind durchgehend sauber zu halten.

Der befestigte Rangierbereich fur die Bahn- und Schiffsverladung und die
zwischen den Bahngleisen verlegten Betonmatten sind spatestens nach Ab-
schluss einer Schiff- oder Bahnverladung zu reinigen.

Die Durchfiihrung der Befeuchtungsmafl3nahmen und das Reinigen der Fahr-
wege und Umschlagbereiche sind im Betriebstagebuch zu dokumentieren.

Die Lkw-Fahrgeschwindigkeit von 10 km/h darf auf dem gesamten Betriebs-
gelande nicht Uberschritten werden. Die Lkw-Fahrer sind vor der Einfahrt in
die Betriebseinheiten Uber die zulassige Fahrgeschwindigkeit zu informieren.

Der Umschlag auf Schiff und Bahn ist bei Windgeschwindigkeiten von > 5 m/s
einzustellen. Hierzu ist auf dem Betriebsgelande in drei Meter H6he ein
Anemometer einzurichten, dabei soll bei Uberschreiten der maximalen Wind-
geschwindigkeit eine gut sichtbare Warnleuchte aktiviert werden. Die gemes-
senen Windgeschwindigkeiten, ermittelt als gleitender 1-Stunden-Mittelwert,
sind aufzuzeichnen und sechs Monate aufzubewahren. Der Aufstellungsort
des Anemometers ist mit dem Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2,
im Vorfeld abzustimmen.
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Die Nebenbestimmungen Nr. 4.6.1 bis 4.6.14 sowie die wiederkehrende Pri-
fung zur Funktionsfahigkeit der technischen Minderungsmal3nahmen sind in
einer Betriebsanweisung festzulegen. Das Personal ist jahrlich entsprechend
zu unterweisen. Die Durchfihrung der Unterweisung ist schriftlich zu doku-
mentieren.

Folgende Jahresfrachten an Schadstoffen in den angenommenen Abféllen
sind einzuhalten:

Schadstoff max. Jahresfracht in kg/a

Arsen 3.504
Blei 45.760
Cadmium 320
Nickel 13.488
Quecksilber 112
Thallium 160
Benzo(a)pyren 6.976

Alle angenommenen Abfalle missen, unabhangig von der Verpflichtung nach
Nr. 4.7.14, hinsichtlich der unter Nr. 4.6.16 aufgelisteten Schadstoffe che-
misch untersucht und deklariert sein. Die Schadstoffmengen je Parameter in
den angenommenen Abfallen sind beginnend mit dem 1. Januar eines Jahres
aufzuaddieren. Die prozentuale Ausschopfung der zulassigen Jahresfracht ist
wochentlich im Betriebstagebuch zu dokumentieren. Sind die Schad-
stofffrachten zu 80 % ausgeschopft, so ist das Regierungsprasidium Karls-
ruhe, Referat 54.2, dartiber zu informieren.

Hinweis:

4.6.18

Aus den Antragsunterlagen geht hervor, dass fur den Betrieb der Befeuch-
tungsanlagen Grundwasser entnommen werden soll. Fir die Grundwasser-
entnahme ist rechtzeitig ein Antrag auf die Erlaubnis nach 8§ 8 WHG und fur
den Bau eines Brunnens die Erlaubnis nach 8§ 43 Abs. 2 WG beim Referat
54.3 des Regierungsprasidiums Karlsruhe einzureichen.
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Larmschutz

4.6.19

4.6.20

Die von der zu genehmigenden Anlage ausgehende Zusatzbelastung der Ge-
rauschemissionen, unter Beriicksichtigung der Vorbelastung, darf die nach-
stehend genannten Immissionsrichtwerte an den mafl3geblichen Immission-
sorten nicht Uberschreiten. Die Gerauschbelastung - Beurteilungspegel der
Gerauschimmissionen der Anlage einschlief3lich des Fahrverkehrs auf dem
Betriebsgeldnde - ist nach den Vorschriften der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm (TA L&arm) zu ermitteln.

Die Immissionsrichtwerte flr Immissionsorte aul3erhalb von Geb&uden betra-
gen unter Berucksichtigung der Vorbelastung geman TA Larm:

Immissionsrichtwert in dB (A) tags

Industriegebiete 70 dB (A)
Mischgebiete 60 dB (A)
Reine Wohngebiete 50 dB (A)

Der messtechnische Nachweis uber die Einhaltung der Immissionswerte wird
zunachst ausgesetzt. Nach Aufforderung durch das Regierungsprasidium
Karlsruhe, Referat 54.2, ist die Einhaltung der festgelegten Immissionsricht-
werte fur Gerduschimmissionen an den maf3geblichen Immissionsorten in der
Nachbarschaft ermitteln zu lassen. Der Betreiber der Anlage tragt die Kosten
der Messung.

Im Fall einer Messung gilt:

— Die Messungen durfen nicht von derjenigen Messstelle durchgefuhrt wer-
den, die die Larmprognose erstellt hat.

— Die Messstelle ist zu verpflichten, eine Messplanung zu erstellen, dem Re-
gierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, den Termin der Messung mit-
zuteilen und Unterlagen tber die Messplanung rechtzeitig, mindestens je-
doch 2 Wochen, vor Beginn der Messung vorzulegen.

— Eine Fertigung des Messberichts ist dem Regierungsprasidium Karlsruhe,
Referat 54.2, innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt zu Gibersenden.
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Ladegeréte sind so zu betreiben und zu warten, dass keine wahrnehmbaren
Einzeltdne emittiert werden.

Die Fahrwege und befahrbaren Freiflachen durfen keine vermeidbaren Ge-
landespriinge (z.B. Rinnen) oder lose Kanaldeckel aufweisen, um Uberfahr-
gerdusche zu vermeiden.

Auf dem Betriebsgrundstuick durfen nur Ruckfahrwarner eingesetzt werden,
bei denen keine Tonalitat vorliegt (Breitbandwarner/Multifrequenzwarner).
Dies ist auch fur den Anliefer- und Abtransportverkehr sicherzustellen.

Hinweis:

4.6.24

4.7

4.7.1

4.7.2

4.7.3

4.7.4

4.7.5

Der Anlagenbetreiber hat bei der Disposition auf eine direkte Streckenfihrung
des An- und Abfahrverkehr tber die Stdtangente hinzuwirken, um den Stadt-
teil Daxlanden von Belastigungen durch Anlieferverkehr zu entlasten.

Abfallrechtliche Bestimmungen

Die Annahmegrenzwerte fir gefahrliche Abféallen entsprechen den Zuord-
nungswerten fur die Deponieklasse Il gemaf Tabelle 2 im Anhang 3 der De-
ponieverordnung (DepV).

Abfalle, die halogenierte Kohlenwasserstoffe oder Benzol, Toluol, Ethylben-
zol, Xylol (BTEX) enthalten, durfen nur angenommen werden, wenn die maxi-
male Konzentration von jeweils 1 mg/kg eingehalten wird.

Mineralische Abfélle, die per- oder polyflourierte Chemikalien (PFC) enthal-
ten, durfen nicht angenommen werden.

Es durfen keine Abfalle angenommen, zeitweilig gelagert und umgeschlagen
werden, in denen wassergefahrdende Stoffe in fliissiger Phase vorliegen bzw.
aus denen diese Stoffe in flussiger Form austreten kbnnen. Mineralische Ab-
falle miissen mindestens stichfest sein.

Es durfen keine scholligen Materialien, wie z.B. Asphaltschollen angenom-
men werden. Die max. Korngrél3e wird auf 30 cm begrenzt.
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4.7.6 Fur die Lagerung von Abfallen im Freilager BE 2 sind die Grenzwerte in der
Anlage 5-8 ,Ubersicht relevanter Grenzwerte fiir Lagerung im Freien* verbind-
lich einzuhalten.

4.7.7 Gefahrliche Abfalle (wie beantragt — siehe Nr. 4.7.10) und solche, die die
Grenzwerte fur besonderen Inhaltsstoffe nach Nr. 5.2.3.6 der TA Luft Uber-
schreiten, sind in den Uberdachten Lagerboxen 4 und 5 (BE 3) zu lagern.

4.7.8 AuRRerhalb der im Lageplan markierten Lagerboxen 1 — 6 (BE 2 und BE 3)
durfen keine Abfélle gelagert werden.

4.7.9 Abfélle, die durch den Anlagenbetrieb erzeugt werden, wie z. B. Schlamm-
fang, sind, ggf. nach chemischer Untersuchung, ordnungsgemalf zu entsor-
gen.

4.7.10 Folgende Abfallarten sind wie aufgeftihrt mit den maximalen Lagermengen
zur Lagerung vorgesehen und zulassig:

Abfall-  |Abfallbezeichnung max. Lagermenge in t
schlussel
17 01 06* | Gemische aus oder getrennte Fraktionen von Beton, Ziegeln, Fliesen
und Keramik, die gefahrliche Stoffe enthalten
17 03 01* | kohlenteerhaltige Bitumengemische 3.000
17 05 03* | Boden und Steine, die gefahrliche Stoffe enthalten
17 05 07* | Gleisschotter, der gefahrliche Stoffe enthalt
170101 | Beton
17 0102 | Ziegel
17 01 03 | Fliesen und Keramik
17 01 07 | Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik mit Ausnahm der-
jenigen, die unter 17 01 06 fallen 93000
17 03 02 | Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 03 01 fallen 20.000
17 0504 | Boden und Steine mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 05 03 fallen
17 05 06 | Baggergut mit Ausnahme desjenigen, das unter 17 05 05 fallt
17 05 08 | Gleisschotter mit Ausnahme desjenigen, der unter 17 05 07 fallt 20.000
1912 09 | Mineralien (z.B. Sand, Steine)
2002 02 | Boden und Steine
1501 03 | Verpackungen aus Holz
170201 | Holz
19 12 07 | Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 19 12 06 fallt 1.000
20 01 38 | Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37 fallt
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Bei der Annahme der Abfélle ist eine Annahmekontrolle durchzufihren, die
mindestens folgende Mal3hahmen zu umfassen hat:

— Sichtkontrolle (Inaugenscheinnahme) des angelieferten Abfalls,

— Dokumentation des Datums und der Uhrzeit der Abfallannahme,

— Mengenermittlung in Gewichtseinheiten (t) und deren Dokumentation,

— Dokumentation des Abfallerzeugers (Name und Anschrift),

— Feststellung, ob der Abfall zur Annahme in der Anlage zugelassen ist,

— Erfassung des Namens und der Anschrift des Beforderers und das amtli-
che Kennzeichen des Lieferfahrzeuges,

— Erstellung eines Eingangsscheines (Lieferschein/ Annahmebeleg).

Der Anlagenbetreiber hat im Betriebstagebuch mindestens folgende Daten zu
erfassen:

— die Dokumentation bei Nichtuibereinstimmung des angelieferten Abfalls mit
den Angaben auf den Begleitpapieren (z. B. Wiegescheinen) und den ge-
troffenen MalRnahmen (Zurtickweisung von Abfallen),

— Betriebs- und Stillstandzeiten der Anlage,

— besondere Vorkommnisse, vor allem Betriebsstérungen einschlief3lich der
maoglichen Ursachen und erfolgter Abhilfemal3nahmen,

— Art und Umfang von Instandhaltungsmafinahmen.

Es ist sowohl fur die angenommenen als auch fur die abgegebenen Abfalle
ein Abfallregister gemaf? § 24 Nachweisverordnung zu fiihren. Dieses kann
Teil des Betriebstagebuchs sein. Bei der Fihrung des Registers ist zusatzlich
zu den nach der Nachweisverordnung obligatorischen Eintragungen auch die
jeweilige Qualitat der Materialien nach Schadsoffklassen (einschlief3lich des
zu Grunde liegenden Regelwerks) sowie deren Herkunft (Abfallerzeuger so-
wie Ausbauort und friihere Verwendung) zu vermerken. Insgesamt missen
folgende Informationen zum angelieferten Material anhand der Betriebstage-
buch- bzw. Registerfiihrung nachvollziehbar sein:

— Menge und Materialart
— Qualitat/Schadstoffklasse und zu Grunde liegendes Regelwerk
— Probenahmeprotokoll/Analyseergebnisse

— Abfallschlissel



4.7.14

4.7.15

4.7.16

-26 -

— Herkunft und frihere Verwendung

— Anlieferer/Transporteur

— vorgesehener Lagerort innerhalb des Betriebsgelandes
— besondere Vorkommnisse

— vorhandene Lagermengen und Abfallarten (Bilanzierung des Lagerbe-
stands nach Abfallschlissel und Belastung mdglichst tagesaktuell, verbind-
lich jedoch zum letzten Arbeitstag der Woche).

Bei der Annahme von mineralischen Abféallen muss eine vollstandige Deklara-
tionsanalyse vorliegen, aus der die Einhaltung der in den Antragsunterlagen
aufgefuihrten Grenzwerte mindestens fur die im jeweils einschlagigen Regel-
werk (VwV Boden, Handlungshilfe Gleisschotter, Dihimann — Vorlaufige Hin-
weise, Baden-Wurttemberg, DepV usw.) genannten Parameter hervorgeht.
Weitere Parameter missen bestimmt sein, wenn Anhaltspunkte fir ihr Vor-
handensein vorliegen. Nicht vollstandig deklarierte oder falsch deklarierte Ab-
falle sind abzuweisen.

Wenn nach dem Abkippen und der Inaugenscheinnahme der Abfélle der Ver-
dacht einer falschen Deklaration besteht und die Abfalle méglicherweise die
Grenzwerte fur die Lagerung im Freien nicht einhalten, dann sind diese Ab-
falle auf einer separaten, gekennzeichneten Flache unter Dach zu lagern und
nachzubeproben.

Die angelieferten Abfélle sind getrennt nach Abfallarten, Abfallschlissel sowie
innerhalb dieser nach zugehdrigen Schadstoffklassen (z. B. 20,2 1.1, Z 1.2,
Z 2) getrennt zu lagern, entsprechend zu kennzeichnen und die Lagerung ist
zu dokumentieren. Die Dokumentation der Lagerung, einschlief3lich der Kenn-
zeichnung muss flr jeden zugeordneten Lagerungsbereich und zu jedem
Zeitpunkt sicherstellen, dass alle Angaben tber die Herkunft der Abfélle, die
Art der Materialien, die Menge, den Abfalltyp, die Schadstoffklasse sowie das
der Schadstoffklassen-Einstufung zugrundeliegende Regelwerk (z.B. VwV
Boden, DepV, Handlungshilfe Gleisschotter, Dihimann — vorlaufige Hinweise
Baden-Wurttemberg, ab 01.08.2023 Ersatzbaustoffverordnung) vorliegen und
dass diese bei Bedarf von der zustéandigen Behdrde vor Ort eingesehen wer-
den kénnen.
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Die Getrennthaltepflicht nach Satz 1 gilt nicht fur Abfélle, die zulassigerweise
gemeinsam weiter entsorgt werden.

Werden abweichend von Nr. 4.7.16, Satz 1 verschiedene Abfallarten oder Ab-
falle unterschiedlicher Schadstoffklassen gemeinsam gelagert, so sind die zu-
sammengefuhrten Teilstrome (-mengen) gemal den in Ziffer 4.7.16 vorgege-
benen Angaben zu dokumentieren. Bei jedem auf dem Betriebsgrundstiick
gelagerten Haufwerk muss jederzeit belegt werden kdnnen, welche einzelnen
Teilchargen welcher Herkunft sowie mit welchen Belastungen enthalten sind.

Bei einer Zusammenfuhrung von Abféllen unterschiedlicher Schadstoffklas-
sen zum Zweck einer gemeinsamen Entsorgung ist das Gemisch stets in die
Schadstoffklasse einzustufen, in die das in die Mischung eingebrachte Mate-
rial mit der hochsten Schadstoffklasse einzustufen ist.

Die Vermischung von Abfallen zum Zweck der Reduzierung von Schadstoff-
gehalten oder der Verbesserung der Schadstoffklasse und die Vermischung
von Abféallen zur Beseitigung mit solchen zur Verwertung mit dem Ziel der ge-
meinsamen Verwertung ist unzulassig.

Im Rahmen der betrieblichen Eigenkontrolle ist in regelmal3igen Abstanden
zu kontrollieren, dass die Schadstoffklassen der Haufwerke die Schadstoff-
klassen der enthaltenen Teilchargen mit den héchsten Belastungen nicht
Ubersteigen. Hierzu sind die Bestimmungen zur Probenahme nach der Mittei-
lung der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall 32 (LAGA PN 98) i.V.m. den Re-
gelungen der Abfalluntersuchungen zur Bestimmung von Zuordnungswerten
im jeweils zugrundeliegenden Regelwerk zu beriicksichtigen.

Fur Abféalle > Z 2 ist vor der jeweils erstmaligen Entsorgung einer Abfallart
(Abfallschlussel) in einer Entsorgungsanlage dies der Genehmigungsbehérde
mindestens eine Woche vor der geplanten Entsorgung anzuzeigen. Dabei
sind einschlagige Informationen, die den Nachweis erbringen, dass dies zu-
lassigerweise geschieht (Auszug aus dem Zulassungsbescheid der jeweiligen
Anlage, Annahmegrenzwerte und/oder EfbV-Zertifikate), mit vorzulegen.

Ein Jahr nach Inbetriebnahme des Zwischenlagers und danach im zweijahri-
gen Abstand ist der Genehmigungsbehorde fur alle zulassigen Eingangsma-
terialien (Input) > Z 2 ein zulassiger Entsorgungsweg aufzuzeigen. Hierzu
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sind die entsprechenden Zulassungsbescheide (ggf. auszugsweise), Annah-
megrenzwerte und/oder EfbV-Zertifikate, vorzulegen.

Im Rahmen des Jahresberichtes nach § 31 BImSchG ist der Uberwachungs-
behodrde eine Jahresubersicht vorzulegen, in der u.a. die In- und Output-
strome (Jahresdurchsatz in Tonnen) der einzelnen Abféalle nach Abfallschlis-
sel und nach Schadstoffklassen getrennt dokumentiert werden.

Durch eine entsprechende Organisation der Ein- und Ausgange von Abféllen
ist sicherzustellen, dass die Lagerung von Abfallen Giber einen Zeitraum von
mehr als einem Jahr nicht Gberschritten wird.

Werden Flachen nacheinander fur die Lagerung unterschiedlicher Schadstoff-
klassen genutzt, so sind die Flachen dazwischen zu reinigen, um eine Ver-
schleppung von Schadstoffen zu verhindern.

Die Bereifung der Radlader oder Mobilbagger, welche in den Uberdachten La-
gerboxen eingesetzt werden, muss vor dem Einsatz im Freilager gereinigt
werden, um eine Verschleppung von Schadstoffen zu verhindern.

Hinweis:

4.7.27

Radioaktive Abfalle durfen nicht angenommen werden.

4.8 Arbeitsschutzrechtliche Bestimmungen
Hinweise:
4.8.1 Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der fir die Beschéftigten mit ihrer Arbeit

verbundenen Gefahrdungen und die erforderlichen Mal3nahmen des Arbeits-
schutzes zu ermitteln sowie entsprechende Beseitigungsmalinahmen einzu-
leiten, zu Gberwachen und zu dokumentieren. Hierbei hat er zu bertcksichti-
gen, dass nach unterschiedlichen Rechtsvorschriften Gefahrdungsbeurteilun-
gen zu erstellen sind, wie zum Beispiel nach § 6 Gefahrstoffverordnung, nach
8 5 Arbeitsschutzgesetz, 8 3 Betriebssicherheitsverordnung und § 3 Arbeits-
stattenverordnung.
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Die Gefahrdungsbeurteilung ist zu aktualisieren, wenn maf3gebliche Verande-
rungen der Arbeitsbedingungen dies erforderlich machen oder wenn sich
Grinde aus arbeitsmedizinischer Vorsorge ergeben.

Schiffsumschlag und Hafenverkehr

Der freizuhaltende Regellichtraum (Grenzlinie C-D) nach § 8 Anlage A der
Verordnung des Verkehrsministeriums Baden-Wirttemberg Uber den Bau
und Betrieb von Anschlussbahnen (BOA) ist durchgehend herzustellen.

Im Bereich der befestigten Flache im Gleisbereich sind die Spurrillen gemar
BOA Anlage A — Bild 1 herzustellen.

Befinden sich Rangierwege neben einem Gleis, sind 3,0 m Abstand, von der

Gleismitte aus gemessen, von Einbauten freizuhalten. Zwischen dem Versor-
gungscontainer der Nebelsperre und der Kranschiene muss ein ausreichend

bemessener Rettungsweg von mindestens 1,50 m Breite gewéhrleistet sein.

Versorgungsleitungen der Nebelsperren sind unterirdisch zum Container der

Nebelsperre zu verlegen.

In das Gleisgelande darf kein Oberflachenwasser eingeleitet werden.

Bei Schiffsumschlag mit dem Portalkran und dem vollkommen geschlossenen
Greifer ist keine Sperrung der darunterliegenden Bahngleise erforderlich,
wenn sichergestellt wird, dass der Greifer das Lichtraumprofil der Bahn nicht
durchfahrt. Das Lichtraumprofil nach BOA Baden-Wirttemberg ist 4800 mm
von Schienenoberkante (SO) gemessen hoch. Wird die Unterkante des voll-
kommen geschlossenen Greifers auf mindestens 5,00 m tiber SO gehoben,
ist keine Sperrung notwendig. Werden andere Greifer zum Schiffsumschlag
benutzt, ist der darunterliegende Bahnbereich zu sperren, da Umschlagstoffe
herunterfallen kdnnen. Diese Vorgehensweise ist in einer Betriebsanweisung
festzulegen. Die Mitarbeiter sind entsprechend zu unterweisen.

Hinweise:

4.9.6

Fur die Benutzung der rheinhafeneigenen Grundstiicke (Uferbdschung, Ha-
fenbecken, Gleise und sonstige Grundstticke) ist mit der Karlsruher Versor-
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gungs-, Verkehrs- und Hafen GmbH (KVVH GmbH), Geschéftsbereich Rhein-
hafen, Werftstral3e 2 -4, 76189 Karlsruhe, vor Beginn der Bauarbeiten ein Ge-
stattungsvertrag abzuschliel3en.

Beginn und Ende der Bauarbeiten sind der KVVH GmbH, Geschaftsbereich
Rheinhafen, anzuzeigen.

Bei Tiefbauarbeiten im Lastabtragungsbereich der Bahnanlagen sind beson-
dere MalRnahmen erforderlich. Diese sind vorab mit der Bahnabteilung Rhein-
hafen abzustimmen. BaugrubenumschlielBungen im Lastabtragungsbereich
mussen zuséatzlich Bahnlasten aufnehmen kénnen. Ein statischer Nachweis
ist erforderlich.

Lage und Richtung der Anlagen im Oberbau und der Unterbau dirfen nicht
verandert werden. Gegebenenfalls ist vor Baubeginn eine Vermessung
durchzufihren.

Benebelungsanlage / Nebelsperre

Grundleitungssysteme mussen im Bereich von Gleisen und Kranfahrbahnen
nach den Bahnlasten bemessen sein und diesen dauerhaft standhalten kon-
nen. Unter Gleisen und Kranfahrbahnen ist zusatzlich ein statischer Nachweis
erforderlich.

Die Oberkante von Leitungen oder Leerrohren ist im Gleisbereich mindestens
1,1 m tief unter den Bahnschwellen zu verlegen.

Wenn kein Schiffumschlag stattfindet, darf durch die Benebelungsanlage oder
etwaiges Zubehor das Anlegen von Schiffen nicht beeintrachtigt werden. Es
durfen keine Bauteile Gber die Spundwandebene hervorstehen. Von hafen-
spezifischen Bauteilen, wie z.B. Treppen, Leitern, Rettungsmittel, Hafen-
leuchten oder Anschlusskasten etc. ist ein ausreichender Abstand einzuhal-
ten. Die Detailplanung ist der KVVH GmbH, Geschéftsbereich Rheinhéafen,
zur Freigabe vorzulegen.

Die geltenden Vorschriften und gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere
die ,Empfehlungen und Berichte des Technischen Ausschusses Binnenhéfen
(ETAB)" und die Eisenbahn-, Bau- und Betriebsordnung (EBO) sowie die Ei-
senbahn-, Bau- und Betriebsordnung fur Anschlussbahnen (EBOA) sind ein-
zuhalten.
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Sicherheitsleistung

Zur Sicherstellung der Erfullung der Betreiberpflichten nach Stilllegung des
Betriebs wird gemal3 88 12 Abs. 1 Satz 2, 5 Abs. 3 BImSchG eine Sicher-
heitsleistung in Hhe von [ € festgesetzt.

Auf Antrag kann die Sicherheitsleistung neu berechnet werden.

Die Sicherheitsleistung ist in Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen
Blrgschaft zugunsten des Landes Baden-Wdurttemberg, vertreten durch das
Regierungsprasidium Karlsruhe, zu erbringen.

Die Burgschaft ist von einem

— in der Europaischen Gemeinschaft oder

— in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens lber den Europai-
schen Wirtschaftsraum oder

— in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Abkommens uber das 6f-
fentliche Beschaffungswesen

zugelassenen Kreditinstitut oder Kreditversicherer zu stellen.

Die Burgschaftserklarung bedarf der Schriftform (8 766 BGB); sie muss den
Verzicht auf die Einreden der Anfechtbarkeit, der Aufrechenbarkeit und der

Vorausklage (88 770, 771 BGB) enthalten. Ebenfalls soll aufgeftihrt werden,
dass fir das Burgschaftsverhaltnis ausschlief3lich deutsches Recht mafl3ge-
bend und der Gerichtsstand, soweit rechtlich zulassig, Karlsruhe ist.

Die Burgschaftsurkunde ist im Original beim Regierungsprasidium Karlsruhe,
Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe, vor Inbetriebnahme zu hinterlegen.

Ein Betreiberwechsel ist dem Regierungsprasidium Karlsruhe mindestens
zwei Wochen vorher anzuzeigen. Im Falle des Ubergangs der Anlage auf ei-
nen neuen Betreiber darf dieser den Betrieb der Anlage erst aufnehmen,
nachdem er selbst die erforderliche Sicherheit entsprechend den obenstehen-
den Vorgaben beim Regierungsprasidium Karlsruhe hinterlegt hat.

Die Burgschaftsurkunde wird zuriickgegeben, wenn die Betreiberpflichten
nach 8 5 Abs. 3 BImSchG erflillt sind oder im Falle eines Betreiberwechsels
der neue Betreiber die erforderliche Sicherheit erbracht hat.
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4.10.7 Die Genehmigungsbehoérde behalt sich vor, die Hohe der Sicherheitsleistung
bei Bedarf anzupassen. Ein Anpassungsbedarf kann sich insbesondere dar-
aus ergeben,

— dass sich die marktublichen Entsorgungspreise fir die in der Anlage zuge-
lassenen Abfalle wesentlich andern oder

— dass sich die Kapazitat der Anlage oder die Qualitat der in der Anlage zu-
gelassenen Abfélle erheblich andern (durch ein immissionsschutzrechtli-
ches Anzeige- oder Genehmigungsverfahren).
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5. BEGRUNDUNG

51 Antragsgegenstand

Mit Antrag vom 27. Mai 2020, eingegangen am 29. Mai 2020, zuletzt gedndert am

8. Juli 2021 beantragt die Peter Gross Umwelt GmbH auf dem Betriebsgrundsttick
Sudbeckenstralie 6 in Karlsruhe die Errichtung und den Betrieb einer Umschlag- und
Lageranlage fur nicht gefahrliche und gefahrliche mineralische Abfalle und fir Schutt-
guter, die im trockenen Zustand stauben kdnnen.

5.2 Verfahren und Zustandigkeit

Das Regierungsprasidium Karlsruhe hat vor Antragstellung geman der Verwaltungs-
vorschrift der Landesregierung zur Intensivierung der Offentlichkeitsarbeit in Pla-
nungs- und Zulassungsverfahren (VwV Offentlichkeitsbeteiligung) auf eine friihe Of-
fentlichkeitsbeteiligung durch die Firma Peter Gross Umwelt GmbH hingewirkt.

Das Vorhaben bedarf einer Genehmigung nach § 4 BImSchG in Verbindung mit den
88 1 und 2 der Vierten Verordnung zur Durchfihrung des BImSchG (4. BImSchV) und
den Nummern: 8.12.1.1 (GE), 8.12.2 (V), 8.15.1 (G), 8.15.3 (V), 9.11.1 (V) des An-
hangs 1 der 4. BImSchV.

Das Genehmigungsverfahren wurde gemald § 10 BImSchG als formliches Verfahren
mit Offentlichkeitsbeteiligung durchgefiihrt.

Gemal 8 10 Abs. 5 BImSchG wurden folgende Behérden und Trager 6ffentlicher Be-
lange, erstmalig mit Schreiben vom 2. Juni 2020, am Verfahren beteiligt:

— Stadt Karlsruhe, Bereiche: Bauordnungsamt, vorbeugender Brandschutz, Tief-
bauamt, untere Altlasten- und Bodenschutzbehoérde,

— Regierungsprasidium Karlsruhe, Referate 51 und 54.3,

— Karlsruher Versorgungs- Verkehrs- und Hafen GmbH, Geschéaftsbereich
Rheinhéafen.

Mit Schreiben vom 9. Juni 2020 wurden die Umweltverb&nde Bund fur Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband Baden-Wirttemberg e.V., Lan-
desnaturschutzverband Baden-Wirttemberg e.V. (LNV) und Naturschutzbund
Deutschland (NABU) Landesverband Baden-Wirttemberg e.V. Giber das Vorhaben
informiert. Sie erhielten ebenfalls die Moéglichkeit sich zu dem Vorhaben zu aul3ern.
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Das Vorhaben wurde am 31. Juli 2020 auf der Homepage des Regierungspréasidiums
Karlsruhe sowie im Staatsanzeiger Baden-Wurttemberg 6ffentlich bekannt gemacht.

Der Genehmigungsantrag mit den zugehdérigen Unterlagen sowie den entscheidungs-
erheblichen Berichten und Empfehlungen, die dem Regierungsprasidium zum Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorlagen, lagen vom 10. August 2020 bis einschlief3lich
9. September 2020 beim Regierungsprasidium Karlsruhe zur Einsichtnahme aus und
waren im gleichen Zeitraum auf der Homepage des Regierungsprasidiums Karlsruhe
eingestellt. Da der Standort des Vorhabens ebenfalls in Karlsruhe ist, war die Ausle-
gung der Antragsunterlagen beim Regierungsprasidium Karlsruhe als Genehmi-
gungsbehdrde ausreichend (vgl. 8 10 Abs. 1 der 9. BImSchV).

Die gesetzliche Einwendungsfrist begann am Montag, den 10. August 2020 und en-
dete am Freitag, den 9. Oktober 2020. Innerhalb dieser Frist gingen insgesamt acht
Einwendungsschreiben ein.

Aufgrund der vorliegenden Corona-Pandemie-Situation wurde entsprechend dem Pla-
nungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20. Mai 2020 anstatt eines 6ffentlichen
Erdrterungstermins eine Online-Konsultation durchgefiihrt. Die Absage des Erdrte-
rungstermins und die Anktindigung der Online-Konsultation wurde am 30. Oktober
2020 auf der Homepage des Regierungsprasidiums Karlsruhe und im Amtsblatt der
Stadt Karlsruhe bekannt gemacht. Fur die Online-Konsultation wurden die rechtzeitig
erhobenen Einwendungen den Antworten der Vorhabentragerin gegentubergestellt
und vom Montag, den 16. November 2020 bis Sonntag, den 6. Dezember 2020 auf
der Homepage des Regierungsprasidiums Karlsruhe veroffentlicht. Den Einwendern
wurde dabei die Moglichkeit gegeben, zu den Antworten der Vorhabentragerin noch-
mals Stellung zu nehmen. Im Rahmen der Online-Konsultation gingen sechs Stel-
lungnahmen ein.

Am 8. Juli 2021 wurden die Antragsunterlagen entsprechend erganzt und geandert
und die Trager 6ffentlicher Belange um eine erneute Stellungnahme gebeten. Von ei-
ner nochmaligen Bekanntmachung und Auslegung des Antrags konnte nach § 8 Abs.
2 der 9. BImSchV abgesehen werden, da die Erganzungen und Erlauterungen keine
nachteiligen Auswirkungen fur die Betroffenen zur Folge haben. Am 29. September
2021 wurde erganzend die Landeseisenbahnaufsicht Baden-Wiirttemberg am Geneh-
migungsverfahren beteiligt.
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Die immissionsschutzrechtliche Zustandigkeit des Regierungsprasidiums Karlsruhe

ergibt sich aus 88 1 Abs. 1 und 2, 2 Abs. 1 Nr. 1a) der Verordnung der Landesregie-
rung, des Umweltministeriums und des Verkehrsministeriums Gber Zustandigkeiten

fur Angelegenheiten des Immissionsschutzes (Immissionsschutz-Zustandigkeitsver-
ordnung — ImSchZuVvO).

Die wasserrechtliche Zustandigkeit des Regierungsprasidiums Karlsruhe ergibt sich
aus 8 80 Abs. 2 Nr. 2 und § 82 Abs. 2 Nr. 2 a WG.

53 Materielle Genehmiqungsfahigkeit

Die beantragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist zu erteilen, da sicherge-
stellt ist, dass die sich aus 8 5 BImSchG und einer auf Grund des 8§ 7 BImSchG erlas-
senen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfullt werden und andere 6ffentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Be-
trieb der Anlage nicht entgegenstehen (8 6 Abs. 1 BImSchG).

8 5 Abs. 1 BImSchG setzt voraus, dass

— schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile
und erhebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit und die Nachbarschaft
nicht hervorgerufen werden kénnen (8 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG);

— Vorsorge gegen schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und erhebliche Belastigungen getroffen wird, insbesondere
durch die dem Stand der Technik entsprechenden MaRnahmen (8 5 Abs. 1 Nr.
2 BImSchG);

— Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende Abfélle verwertet und nicht zu verwer-
tende Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt
werden (8 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) und

— Energie sparsam und effizient verwendet wird (8 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG).

Dem Genehmigungsantrag konnte unter den in Nr. 4 dieses Bescheides festgelegten
Nebenbestimmungen stattgegeben werden. Die Nebenbestimmungen sind erforder-
lich, um die Erfullung der in 8 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen
sicherzustellen.

Die Einhaltung der Pflichten und der sonstigen o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
ergibt sich im Einzelnen aus den im Folgenden dargelegten Punkten.
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5.3.1 Luftreinhaltung

Der Hauptzweck der Anlage stellt der Umschlag von gefahrlichen und nicht gefahrli-
chen, mineralischen Abféllen auf Schiff dar. Um hierbei Materialverluste auszuschlie-
Ben, wurde dem Einsatz eines neuartigen, geschlossenen Zweischalengreifers fur
den Umschlag zugestimmt. Die Antragstellerin hat in der Anlage 11-3 der Antragsun-
terlagen ein Gutachten zum Nachweis der Dichtigkeit des Zweischalengreifers vorge-
legt. In diesem Gutachten von der DEKRA Automobil GmbH, Mannheim vom 26. Feb-
ruar 2021 wird beschrieben, dass durch die modernisierte Steuerungstechnik des
Zweischalengreifers sichergestellt wird, dass der Greifer erst dann bewegt werden
kann, wenn er vollkommen dicht geschlossen ist. Aul3erdem wird im Gutachten eine
vollflachige Polyoxymethylen-Beschichtung der GreiferauRenseite empfohlen, um ein
Anhaften und Verschleppen von Umschlagmaterial zu vermeiden. Bei dem beantrag-
ten Zweischalengreifer handelt es sich um einen neuartigen Anlagenteil und um einen
Prototyp. Erfahrungswerte tber eine mdgliche Fehleranfalligkeit des Zweischalengrei-
fers im laufenden und dauerhaften Betrieb bestehen daher weder auf Seiten des Be-
treibers noch auf Seiten des Regierungsprasidiums. Um hier dennoch die bestehende
Gefahr einer Umweltbeeintrachtigung dauerhaft ausschliel3en zu kénnen, war die
Festlegung der Nebenbestimmungen, insbesondere unter Nr. 4.4, erforderlich.

Im Gutachten von iMA Richter & Roéckle GmbH & Co. KG vom 18. Mai 2020, wird
festgestellt, dass durch die geplanten Tatigkeiten auf dem Betriebsgelande die Ge-
samt-Emissionen den Bagatellmassenstrom nach Nr. 4.6.1.1 der Technischen Anlei-
tung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) Gberschreiten. Somit waren die Staub-Immis-
sionen (hier: PM1o, PM 25 und Staubniederschlag) zu ermitteln. Die Staubinhaltsstoff-
Massenstrome unterschreiten die Bagatellmassenstrome, so dass die Ermittlung der
Immissionskenngré3e nicht erforderlich war. Weiter wurde ausgefuhrt, dass die
PMaio-; PM 25- und Staubniederschlag-Zusatzbelastung an einigen Immissionsorten
die Irrelevanzschwellen tUberschreiten. Somit musste die Gesamtbelastung ermittelt
werden, die sich aus der Addition der Vorbelastung und der anlagenbedingten Zu-
satzbelastung errechnet. Die nachvollziehbare Prognose kommt zum Ergebnis, dass
die Immissionswerte an allen maRgeblichen Immissionsorten eingehalten werden.

Die Staubinhaltsstoffemissionen wurden im Gutachten anhand der 80 %-Perzentile

der ABANDA-Datenbank abgeschétzt. Diese Abschéatzung diente dazu, zu prifen, ob
die Frachten in der Praxis tatsachlich eingehalten werden kénnen. Um zu verhindern,
dass die real im zu genehmigenden Betrieb umgeschlagenen Abfélle im Jahresmittel
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hohere Konzentrationen an Staubinhaltsstoffen aufweisen, als im Gutachten abge-
schéatzt, wurden mit der Nebenbestimmung Nr. 4.6.16 fur die maRRgeblichen Schad-
stoffe einzuhaltende Jahresfrachten festgelegt. Nach Nebenbestimmung 4.6.17 ist
vom Betrieb ein Nachweis zu fihren, dass die Frachten eingehalten werden, indem
die mal3geblichen Schadstoffmengen in den angenommenen Abféllen innerhalb eines
Kalenderjahres aufaddiert werden. Sind die Schadstofffrachten zu 80 % ausge-
schopft, so ist das Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, dartber zu informie-
ren.

Die in der Staubimmissionsprognose enthaltenen Staubminderungsmal3nahmen wur-
den als Nebenstimmungen unter Nr. 4.4.3, Nr. 4.6.1 bis Nr. 4.6.7, Nr. 4.6.9, Nr. 4.6.10
und Nr. 4.6.13 bis Nr. 4.6.15 in diese Genehmigung aufgenommen.

Relevante schadliche Umwelteinwirkungen und damit eine Gefahrdung der menschli-
chen Gesundheit oder erhebliche Belastigungen nach Nr. 4.1 TA Luft sind nicht zu er-
warten.

5.3.2 Larmschutz

Die Antragsunterlagen enthalten in Anlage 8-1 eine larmtechnische Untersuchung der
ADU cologne Institut fur Immissionsschutz GmbH, Kéln vom Mai 2020. Diese kommt
zu dem Ergebnis, dass die fir die Summe aller gewerblichen Immissionen geltenden
Immissionsrichtwerte an sechs Immissionsorten (10 3 — 10 8) tags und nachts auch
unter ungunstigsten Bedingungen um jeweils mehr als 6 dB (A) unterschritten wer-
den. Aus diesem Grund ist die Betrachtung der Vor- und Gesamtbelastung fur diese
sechs Immissionspunkte nicht erforderlich. Fur zwei weitere Immissionsorte (I0 1 und
10 2) wurde die Ermittlung der Vorbelastung und der Gesamtbelastung durchgefthrt.
Im Gutachten wird als Ergebnis dieser Berechnung aufgefuhrt, dass die geltenden Im-
missionsrichtwerte an diesen beiden Immissionsorten auch in der Summe mit der im
ungunstigsten Fall vorhandenen Vorbelastung tags und nachts unterschritten bzw.
eingehalten werden. Der dem Gutachten zugrundeliegende Stand der Larmbekamp-
fungstechnik wurde als Nebenbestimmungen Nr. 4.6.21 bis Nr. 4.6.23 in die Geneh-
migung aufgenommen.

Hinsichtlich des Immissionsortes 10 6, Daxlander Strafl3e 159 kann dieser Bewertung
seitens der Behorde nicht gefolgt werden. In der larmtechnischen Untersuchung wird
ausgefuhrt, dass sich dieser Immissionsort nicht innerhalb eines planungsrechtlich
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ausgewiesenen Wohngebietes befinde wirde. Wegen ihrer unmittelbar an gewerb-
lich-industrielle Nutzungen angrenzenden, innerstadtischen und zudem durch 6&ffentli-
chen Stral3enverkehr stark verlarmten Lage, wurde im Gutachten von einer Schutz-
wurdigkeit analog zu Dorf-, Kern-, Mischgebieten ausgegangen. Entgegen dieser gut-
achterlichen Bewertung liegt der Immissionsort IO 6, Daxlander Straf3e 159 jedoch im
Plangebiet des Bebauungsplan 614 vom 22. Februar 1985 und in einem Gebiet, wel-
ches als reines Wohngebiet ausgewiesen ist. Damit werden fur den Immissionsort

IO 6, Daxlander Stral3e 159 mit den im Gutachten ermittelten Beurteilungspegel fur
die Zusatzbelastung von 38 dB (A) und fur kurzzeitige Gerauschspitzen von 57 dB (A)
die maf3geblichen Immissionsrichtwerte von 35 dB (A) bzw. 55 dB (A) nachts nicht
eingehalten. Vor diesem Hintergrund hat die Firma Peter Gross Umwelt GmbH am 2.
Juli 2021 eine Erklarung zu den Genehmigungsunterlagen nachgereicht, in der sie
auf den Nachtbetrieb verzichtet. Ein Nachtbetrieb von 22 Uhr bis 6 Uhr wird daher
nicht genehmigt.

Der Betreiber der Anlage hat nach Aufforderung durch das Regierungsprasidium
Karlsruhe bei begriindeten Beschwerden durch Larmmessung nachzuweisen, dass
die festgesetzten Immissionsrichtwerte an den maf3geblichen Immissionsorten einge-
halten werden. Diese Verpflichtung wurde mit Nebenbestimmung Nr. 4.6.20 in die
Genehmigung aufgenommen. Die Auferlegung der Kosten ist Ausfluss aus den Pflich-
ten des Betreibers einer genehmigungsbedurftigen Anlage nach 8 5 Abs. 1 BImSchG,
die besagen, dass der Betreiber ein hohes Schutzniveau fur die Umwelt gewahrleis-
ten muss.

5.3.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbeseitigung

Die abfallrechtlich einzuhaltenden Anforderungen ergeben sich vorwiegend aus den
Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetztes (KrwG) und den dazugehérigen Verord-
nungen. Die entsprechenden Nebenbestimmungen stellen sicher, dass die Anforde-
rungen des Abfallrechts eingehalten werden. Insbesondere ist der ordnungsgemalie
Umgang mit Abféllen nach 8 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG und eine ordnungsgemaélile Ver-
wertung bzw. Entsorgung der Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allge-
meinheit gewahrleistet.

Weitere Nebenbestimmungen sind insoweit aufgrund der direkten und unmittelbaren
Wirkung der Vorgaben des Abfallrechts nicht erforderlich.
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5.3.4 Energieeffizienz

Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sind genehmigungsbedurftige Anlagen so zu errich-
ten und zu betreiben, dass Energie sparsam und effizient verwendet wird. Energiein-
tensive Prozesse oder Anlagen werden nicht betrieben.

5.3.5 Umweltvertraglichkeit

Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP)

Nach den Vorschriften des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
besteht fur ein Vorhaben, das in Anlage 1 Spalte 1 dieses Gesetzes mit dem Buch-
staben ,X* gekennzeichnet ist, (nur) dann die UVP-Pflicht, wenn die zur Bestimmung
der Art des Vorhabens genannten Merkmale bzw. Gro3en- oder Leistungswerte vor-
liegen. Entsprechendes qilt fir die Pflicht, eine allgemeine oder standortbezogene
Vorprufung durchzufihren; insofern muss das Vorhaben dort in Spalte 2 mit dem
Buchstaben ,A” oder ,S* gekennzeichnet sein. Im vorliegenden Falle erfillt keine der
von der Antragstellerin beantragten immissionsschutzrechtlichen Anlagen die Tatbe-
standsmerkmale, fur welche eine ,X"-, ,A“- oder ,S*- Kennzeichnung vorgesehen ist.
Daher besteht gesetzlich weder eine UVP-Pflicht noch eine Pflicht zur Vorprifung (all-
gemein oder standortbezogen).

5.3.6 Anlagensicherheit

Das beantragte Vorhaben féllt nicht unter die Storfallverordnung.

5.3.7 Baurecht/Brandschutz

Bauplanungsrechtliche Zulassigkeit

Das Vorhaben ist bauplanungsrechtlich zulassig. Es liegt laut Flachennutzungsplan
Karlsruhe von 2010 im Geltungsbereich des Sondergebiets Rheinhafen Karlsruhe
und laut Bebauungsplan 614 vom 22. Februar 1985 in einem festgesetzten Industrie-
gebiet.

Bauordnungsrechtliche Vorgaben

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schlief3t nach § 13 BImSchG die Bau-
genehmigung fur die Biro-, Sozial-, Material- und Wiegecontainer, vier offene Lager-
boxen (BE 2) und zwei Uberdachte Lagerboxen (BE 3) mit ein. Das Bauordnungsamt
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der Stadt Karlsruhe wurde als zustandige untere Baurechtsbehérde zu dem Vorhaben
gehort.

Bauordnungsrechtliche Vorschriften stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Die von
der Stadt Karlsruhe vorgeschlagenen Nebenbestimmungen wurden unter den
Nrn. 4.2.1 bis Nr. 4.2.4 und 4.3 in den Bescheid aufgenommen.

5.3.8 Wasserrecht

Bestehende wasserrechtliche Erlaubnisse zum Bau und Betrieb einer Schiffsum-
schlaganlage

Vom Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 51, wurde am 28. August 2019 eine
wasserrechtliche Erlaubnis zum Bau und Betrieb einer Schiffsumschlaganlage fur Ab-
falle und mineralische Schittgluter (Az. 8914.51-26 KA-61) erteilt. Diese Erlaubnis
kann von der Zulassungsbehdrde jederzeit widerrufen werden und ist bis zum

30. September 2039 befristet. In der Nebenbestimmung Nr. 39 dieser wasserrechtli-
chen Erlaubnis wurde aufgenommen, dass vor der Inbetriebnahme der Schiffsum-
schlaganlage fur den Umschlag von allgemein wassergefahrdenden Stoffen eine
Probe-Inbetriebnahme durchzufiihren ist. Nach dieser Nebenbestimmung kann der
regulare Betrieb der Schiffsumschlageanlage erst nach erfolgreich verlaufener Probe-
Inbetriebnahme und sich ggf. daraus ergebenden Nachforderungen/Nachbesserun-
gen erfolgen.

Die Spundwand inkl. weiterer infrastruktureller Einrichtungen (Kaileiter, Treppen,
Festmacheinrichtungen, Beleuchtungen, etc.) selbst ist durch die wasserrechtliche Er-
laubnis des Regierungsprasidiums Karlsruhe vom 18. Juni 2014 (Az. 8914-51-26 KA-
43) zugunsten der KVVH GmbH zugelassen.

Wasserrechtliche Genehmigung geméai § 48 WG

Gemal § 48 Abs. 1 WG bedurfen der Bau und der Betrieb von Abwasseranlagen, die
nicht unter 8 60 Abs. 3 WHG fallen, einer wasserrechtlichen Genehmigung.

Die Peter Gross Umwelt GmbH hat fur die Grundstiicksentwasserung die Errichtung
und den Betrieb eines Lamellenklarers als Abwasseranlage beantragt. Die erforderli-
che wasserrechtliche Genehmigung nach § 48 WG dieser Anlage ist in dieser Ent-
scheidung gemal 8§ 13 BImSchG eingeschlossen. Die im Rahmen des wasserrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens angehorten Trager 6ffentlicher Belange (Tiefbauamt
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der Stadt Karlsruhe und Bauordnungsamt der Stadt Karlsruhe) haben keine Beden-
ken gegen die Erteilung der wasserrechtlichen Genehmigung erhoben.

Die vom Tiefbauamt der Stadt Karlsruhe mitgeteilten Anforderungen an die Entwas-
serung wurde als Nebenbestimmung unter Nr. 4.5.2 aufgenommen.

Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen/Eignungsfeststellung

Gemal 8 62 Abs. 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) mussen Anlagen
zum Lagern wassergefahrdender Stoffe so beschaffen sein und so errichtet, unterhal-
ten, betrieben und stillgelegt werden, dass eine nachteilige Veranderung der Eigen-
schaften von Gewéssern nicht zu besorgen ist.

Nach § 63 WHG dirfen Anlagen zum Lagern, Abfullen oder Umschlagen von wasser-
gefahrdenden Stoffe nur errichtet, betrieben und wesentlich gedndert werden, wenn
ihre Eignung von der zustandigen Behdrde festgestellt worden ist.

Im ,Gutachten zur Eignungsfeststellung nach 8 63 WHG Errichtung und Betrieb einer
Lager- und Umschlaganlage ftr gefahrliche und nicht gefahrliche Abfalle* der Umwelt-
technische Beratung, Dr. Rainer Schutzle GmbH, Freiburg vom 9. Januar 2020, zu-
letzt geandert am 16. Juni 2021 wird dargelegt, dass die Vorgaben zur Lagerung was-
sergefahrdender Stoffe nach AwSV zur Einhaltung des Besorgnisgrundsatzes nach

8§ 62 Abs. 1 WHG eingehalten sind, sofern die unter Nr. 5 des Gutachtens beschrie-
benen zusatzlichen Anforderungen umgesetzt werden. Diese zusatzlichen Anforde-
rungen wurden als Nebenbestimmungen mit der Nr. 4.5.4 bis Nr. 4.5.10 und

Nr. 4.5.12 bis Nr. 4.5.16 in diese Genehmigung aufgenommen, um die Einhaltung der
wasserrechtlichen Vorgaben sicherzustellen.

Die Eignung der Mal3hahmen kann festgestellt und die Eignungsfeststellung erteilt
werden.

5.3.9 Bodenschutz

Altlasten

Das Betriebsgrundstiick befindet sich im Bereich der flachigen ,Auffillung Rheinha-
fen" mit der Objektnummer 04193 im Bodenschutz- und Altlastenkataster der Stadt
Karlsruhe. Des Weiteren wurden auf dem Grundsttick Verunreinigungen mit Mineral-
olkohlenwasserstoffen nachgewiesen (Anlage 4-6 Bericht zu orientierenden Untersu-
chungen des Untergrunds). In ihren Stellungnahmen vom 23. Juni 2020 und vom
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22. Juli 2021 teilte die Abfallrechts- und Altlastenbehérde der Stadt Karlsruhe mit,
dass insbesondere wegen der beantragten Versiegelung derzeit auf dem Gelande
kein weiterer bodenschutzrechtlicher Handlungsbedarf besteht. Wenn im Zuge von
Baumal3nahmen in den Untergrund eingegriffen wird, ist jedoch eine abfalltechnische
Untersuchung des Aushubmaterials fir eine ordnungsgemalf3e Entsorgung notwen-
dig. Diese Vorgabe wurde mit den Nebenbestimmungen Nr. 4.2.5 und 4.2.6 umge-
setzt.

Ausgangszustandsbericht

Die Vorlage eines Berichts Uiber den Ausgangszustand ist gemaR 88 10 Abs. 1a,

3 Abs. 9 BImSchG i. V. m. Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 Uber die Einstu-
fung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (CLP-Verordnung)
hinsichtlich des Abfalls nicht erforderlich. Relevante gefahrliche Stoffe, wie Hydrauli-
kol und Motordl, werden in einem Regal mit einer ausreichend bemessenen Auffang-
wanne gelagert. Die Lagermenge liegt unterhalb der Mengenschwelle fur Stoffe der
Wassergefahrdungsklasse 1 und 2, ab welcher ein Ausgangszustandsbericht erstellt
werden muss.

5.3.10 Naturschutz

Die untere Naturschutzbehérde der Stadt Karlsruhe wurde am Verfahren beteiligt und
hat keine Bedenken gegen das Vorhaben. Die Genehmigungsbehérde schliel3t sich
der Wertung der Stadt Karlsruhe an.

5.3.11 Arbeitsschutz

Die einzuhaltenden arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen ergeben sich vorwiegend
aus den Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) sowie den dazugehdrigen
Verordnungen.

Die Anlagenbetreiberin hat im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung die Arbeitsplatze
ihrer Beschaftigten zu tUberprifen, die erforderlichen Arbeitsschutzmal3nahmen fest-
zulegen und deren Umsetzung sicherzustellen.

Uber den in Nr. 4.8 formulierten Hinweis hinaus sind aufgrund der direkten und unmit-
telbaren Wirkung der Vorgaben des Arbeitsschutzrechts weitere Regelungen in der
Anlagengenehmigung nicht erforderlich.
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5.3.12 Sicherheitsleistung

Nach 8 12 Abs. 1 Satz 2 BImSchG soll zur Sicherstellung der Anforderungen nach
8 5 Abs. 3 BImSchG bei Abfallentsorgungsanlagen eine Sicherheitsleistung auferlegt
werden. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde die Sicherheitsleistung auf

I = uro festgesetzt.

Mafgeblich fir die Hohe der Sicherheitsleistung sind die voraussichtlichen Kosten
der Entsorgung der maximal zulassigen Menge an gelagerten bzw. im Behandlungs-
prozess befindlichen Abfallen, denn der konkrete Umfang der bei einer moglichen Be-
triebseinstellung auf dem Betriebsgrundstiick zu entsorgenden Abfalle ist nicht vor-
hersehbar (vgl. Urteil des BVerwG vom 13. Marz 2008, 7 C 44.07). Die Erfahrung hat
bestétigt, dass gerade in den Fallen, in denen ein Betreiber nicht mehr willens oder in
der Lage war, selbst eine ordnungsgemalfie Entsorgung der in der Anlage vorhande-
nen Abfélle durchzufuhren, in der letzten Phase des Betriebs die vorhandene Lager-
kapazitat haufig voll ausgeschopft oder sogar tberschritten wurde.

Die Entsorgungskosten berechnen sich als Produkt aus der nach der Genehmigung
maximal zuldssigen Lagermenge fur jede einzelne Abfallart in Tonnen multipliziert mit
einem durchschnittlichen Entsorgungspreis je Tonne der betreffenden Abfallart. Ab-
falle mit positivem Marktwert bleiben in diesem Zusammenhang unberiicksichtigt, wo-
bei allerdings auch keine saldierende Aufrechnung méglicher Erlése aus deren Ver-
kauf erfolgen darf. Gerade im Falle einer drohenden Insolvenz ist davon auszugehen,
dass zum Zeitpunkt der Verwirklichung dieses Risikos samtliche Méglichkeiten zur
Aufrechterhaltung der Liquiditat des Betriebs bereits ausgeschopft sind, wozu auch
der gewinnbringende Verkauf von Abféllen mit positivem Marktwert gehort.

Fur die jeweils zu betrachtenden Abfélle missen realistische Entsorgungskosten am
Markt bei der Bemessung der Hohe der Sicherheitsleistung zu Grunde gelegt werden.

Da deren kinftige Entwicklung zum Zeitpunkt dieser Anordnung nicht sicher prognos-
tizierbar ist, muss im Zweifel ein konservativer Ansatz auf der Grundlage aktueller
Entsorgungskosten fir die betreffenden Abfallarten gewahlt werden. Insbesondere
verbietet es sich im Hinblick auf Sinn und Zweck der Sicherheitsleistung, lediglich ak-
tuell sehr ginstige Entsorgungspreise anzusetzen, da deren dauerhafter Bestand
nicht gesichert erscheint.
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Analyse-, Umschlag-, Transportkosten und Unvorhergesehenes werden als Zuschlag
bertcksichtigt. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 13. Mérz
2008 einen derartigen Zuschlag in Hohe von 15 % ausdricklich gebilligt.

Die Hohe der Sicherheitsleistung ergibt sich gemafl der maximalen Lagermenge je
Abfallart nach Nebenbestimmung 4.7.10 und den entsprechenden Entsorgungskosten
wie folgt:

Summe Entsorgungskosten (brutto) I <
+ 15 % Zuschlag B <
zu erbringende Sicherheitsleistung = -=€

Dieser Berechnung liegen die von der Antragstellerin genannten Entsorgungspreise
zu Grunde, die die Genehmigungsbehdrde mit eigenen Erkenntnissen und Daten der
Landesanstalt fir Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Wrttemberg abgegli-
chen hat.

Das offentliche Interesse an der Festsetzung der Sicherheitsleistung in dieser Hohe
Uberwiegt das private Interesse an der Festsetzung einer moglichst geringen Sicher-
heitsleistung. Nur durch eine Sicherheitsleistung in dieser Hohe ist gewahrleistet,
dass die Kosten der Abfallentsorgung und der Herstellung ordnungsgemalier Zu-
stande des Betriebsgeldndes nach einer Betriebseinstellung nicht zu Lasten der 6f-
fentlichen Hand gehen.

In Nr. 4.10.7 dieser Genehmigung ist die Moglichkeit einer Anpassung der Sicher-
heitsleistung fur den Fall vorgesehen, dass diese aufgrund von Preisentwicklungen
geboten erscheint. Eine Neubewertung der H6he der Sicherheitsleistung kann auch
aufgrund einer anzeige- oder genehmigungspflichtigen Anderung des Anlagenbe-
triebs erforderlich werden, wenn sich die Anderung auf die Kapazitat der Anlage oder
die Qualitat der in ihr zugelassenen Abfélle bezieht.

Entscheidende Kriterien bei der Auswahl der Art der Sicherheitsleistung — in Aus-
Ubung des Auswahlermessenes zur Art des Sicherungsmittels — sind Insolvenzfestig-
keit und administrative Praktikabilitat. Das Ministerium fur Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft Baden-Wirttemberg und die Regierungsprasidien von Baden-Wirttemberg
sind sich einig, dass im Regelfall als Sicherheitsleistung eine selbstschuldnerische
Bankburgschaft in Betracht kommt.
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Grinde, im vorliegenden Fall eine andere Form der Sicherheitsleistung zu verlangen
oder zu akzeptieren, sind weder vorgetragen noch ersichtlich.

Die Burgschaftsurkunde wird im Falle der endgultigen Stilllegung der Anlage zuriick-
gegeben, nachdem sich die zustéandige Behorde, derzeit das Regierungsprasidium
Karlsruhe, im Rahmen einer Kontrolle vor Ort und eventuell durch Auswertung weite-
rer Unterlagen davon Uberzeugt hat, dass die Anlage entsprechend den Vorgaben
des 8 5 Abs. 3 BImSchG ordnungsgemal stillgelegt wurde, insbesondere alle vorhan-
denen Abfalle ordnungsgemal entsorgt wurden.

54 Einwendungen

Gegen das Vorhaben sind insgesamt acht Einwendungsschreiben form- und fristge-
recht eingegangen. Einwendungen wurden von drei Umweltverb&nden, einer Birger-
initiative, einem Burgerverein und von funf privaten Einwendern erhoben. Entspre-
chend dem Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20. Mai 2020 wurde auf-
grund der bestehenden Corona-Pandemie und der damit verbundenen Kontaktbe-
schrankung anstatt eines Erorterungstermins eine Online-Konsultation durchgefihrt.
Dazu wurden die eingegangenen Einwendungen den Stellungnahmen durch die An-
tragstellerin tabellarisch gegentbergestellt. Diese Onlinekonsultation wurde vom

16. November bis zum 6. Dezember 2020 auf der Internetseite des Regierungsprasi-
diums Karlsruhe offengelegt. Den Einwendern wurde die Gelegenheit gegeben, sich
nochmals zu den Stellungnahmen der Antragstellerin zu &uf3ern. Hiervon haben
sechs Einwender Gebrauch gemacht.

Nachfolgend werden die wesentlichen Einwendungen in einem Uberblick dargestellt.
Da sich die Einwendungen zum Teil inhaltlich Gberschneiden, werden diese nachfol-
gend themenbezogen behandelt.

Hinweis:
Einwender werden aus Griinden der besseren Lesbarkeit in mannlicher Form wieder-

gegeben. Der Begriff ,Einwender* bezieht sich geschlechtsneutral auf die Personen,
die Einwendungen erhoben haben.
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5.4.1 Formale Einwendungen

5.4.1.1 Frihe Offentlichkeitsbeteiligung

Die Einwender geben an, dass die Vorhabentragerin eine friihe Offentlichkeitsbeteili-
gung hatte durchfiihren sollen. Die Antragstellerin hatte mindestens zur Durchfihrung
einer umfassenden Informationsveranstaltung verpflichtet werden missen. Ein Hin-
weis an die Firma, die Offentlichkeit zu informieren, wiirde nicht der Absicht der Ver-
ordnung entsprechen. Es solle gepruft werden, ob das durchgeflhrte Verfahren trotz-
dem vollumfanglich der Gesetzeslage entspricht.

Das Regierungsprasidium Karlsruhe hat bereits vor der Antragstellung auf eine friihe
Offentlichkeitsbeteiligung hingewirkt und ist damit seiner Verpflichtung nach der Ver-
waltungsvorschrift zur Intensivierung der Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und

Zulassungsverfahren (VwV - Offentlichkeitsbeteiligung) nachgekommen. Diese Vor-

gehensweise entspricht damit der Gesetzeslage.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.1.2 Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP)

Es wird eingewandt, dass die Genehmigungsbehorde fir das immissionsschutzrecht-
liche Genehmigungsverfahren eine Umweltvertraglichkeitsprifung oder zumindest
eine Vorprufung hétte verlangen sollen.

Die UVP-Pflicht ergibt sich aus dem UVP-Gesetz, Anlage 1 ,Liste UVP- pflichtige Vor-
haben". Da die in der Anlage 1 des UVPG aufgefiihrten Vorhaben nicht einschlagig
sind, bestand keine Verpflichtung zur Durchfiihrung einer UVP bzw. einer Vorprufung.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.1.3 Online-Konsultation anstatt Erérterungstermin

Es wird eingewandt, dass eine Online-Konsultation in keiner Weise einen Erorte-
rungstermin ersetze. Es fehle der personliche Dialog, um relevante Einzelheiten des
Vorhabens direkt abzuklaren und deren umweltfachliche Bedeutung besser verstehen
sowie beurteilen zu kdnnen. Ein Umweltverband gab an, dass er die dem Verband
rechtlich verliehene Mitwirkungsmaoglichkeit bei Zulassungsverfahren damit beschnit-
ten sehe.
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Aufgrund der bestehenden Corona-Pandemie-Situation und der damit verbundenen
Kontaktbeschrankungen konnte der fiir den 11. November 2020 geplante Erorte-
rungstermin nicht stattfinden. Das Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemali3er Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren (PlanSiG) vom 20. Mai 2020 er6ffnet fur solche
Falle die Mdglichkeit, den Erorterungstermin durch eine Online-Konsultation zu erset-
zen. Die Online-Konsultation wurde nach den Vorgaben des PlanSiG durchgefihrt
und entspricht damit der Gesetzeslage.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.2 Immissionsschutz

5.4.2.1 Staubemissions- und Immissionsprognose

Irrelevanzwerte nach TA Luft

Es wird eingewandt, dass im Staubgutachten die Irrelevanzschwellen fir Staubimmi-
sionen und fur die mehrere Komponenten an Staubinhaltsstoffen tberschritten seien.

Wenn die Irrelevanz-Grenzwerte nach der TA Luft Gberschritten werden, dann bedeu-
tet dies lediglich, dass fur die betroffenen Parameter die Gesamtbelastung (Vorbelas-
tung und Zusatzbelastung) zu ermitteln ist. Die Ergebnisse des Gutachters zeigen,
dass die Immissionsgrenzwerte der Staubinhaltsstoffe an allen maRRgeblichen Immis-
sionsorten eingehalten werden.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

Feinstaube PM 2.5

Die Einwender geben an, dass die Belastung durch Feinstaube PM 2,5 in der Immis-
sionsprognose nicht richtig bewertet sei. Der gesundheitsschadliche Feinstaub musse
minimiert werden. Die europaischen Grenzwerte waren doppelt so hoch wie die Emp-
fehlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO).

Ob relevante schadliche Umwelteinwirkungen und damit eine Gefahrdung der
menschlichen Gesundheit oder erhebliche Belastigungen vorliegen und diese einer
Genehmigungsfahigkeit entgegenstehen, richtet sich nach den Immissionswerten der
TA Luft. Nach der Immissionsprognose von iMA Richter & Rockle GmbH & Co. KG
vom 18. Mai 2020 werden die maf3geblichen Immissionsgrenzwerte eingehalten.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.
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5.4.2.2 Staubminderungsmal3nahmen

Die Einwender weisen darauf hin, dass grundséatzlich bei allen Bewegungen, insbe-
sondere beim Sieben und Brechen der in der Anlage zu behandelnden Materialien,
relevante Staubemissionen entstehen kénnten, verbunden mit einem hohen Feinstau-
banteil. Dies bedinge, dass auch bei den im Freilagerbereich vorgesehenen Tatigkei-
ten diffuse und daher unkontrollierbare Staubfreisetzungen auftreten kénnten. Es wird
gefordert, dass, sofern diese nicht unter der Beachtung der Vorgaben der TA Luft auf
ein fur die Umwelt und Personal unschéadliches Maf? minimiert werden kénnen, die
Tatigkeiten innerhalb der Hallenbereiche durchzufiihren seien. Weiterhin missten die
in der Staubemissions- und Immissionsprognose der iMA Richter & Rockle GmbH &
Co. KG vom 18. Mai 2020 genannten Staubminderungsmaf3nahmen konsequent um-
gesetzt werden.

Eine Abfallbehandlung, wie Sieben oder Brechen, wurde von der Antragstellerin nicht
beantragt und ist nicht Gegenstand des Genehmigungsverfahrens. Beim Umschlag
werden die Abfélle mittels Sektoralregner befeuchtet. Laut der Immissionsprognose
von iMA Richter & Rdckle GmbH & Co. KG vom 18. Mai 2020 werden bei dem bean-
tragten Vorhaben alle Immissionsgrenzwerte an den maf3geblichen Immissionsorten
eingehalten. Die im Gutachten aufgeflhrten Staubminderungsmaflinahmen wurden
mit den Nebenbestimmungen Nr. 4.4.3, Nr. 4.6.1 bis Nr. 4.6.7, Nr. 4.6.9, Nr. 4.6.10
und Nr. 4.6.13 bis Nr. 4.6.15 festgesetzt. Weitere MaRnahmen sind daher nicht durch-
zufuihren.

Den Einwendungen wurde in Teilen entsprochen.

5.4.2.3 Umschlag auf Schiff und Bahn

Beim Umschlag auf Schiff bzw. Bahn kann der Umschlag auch ohne vorherige Zwi-
schenlagerung der Materialien erfolgen. Die Materialien werden dabei durch Lkw
Just-in-time*“ angeliefert, abgekippt und mittels Hafenkran auf Schiff oder Bahn umge-
schlagen. Die Einwender fordern, dass dieser Umladeprozess nur eingehaust durch-
gefuhrt werden dirfe.

Laut der Immissionsprognose von iMA Richter & Rockle GmbH & Co. KG vom

18. Mai 2020 werden bei dem beantragten Vorhaben alle Immissionsgrenzwerte an
den mal3geblichen Immissionsorten eingehalten. Weitere Malinahmen sind daher
nicht durchzufihren.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.
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5.4.2.4 Larmtechnischen Untersuchung der ADU Cologne Institut fir Immissions-
schutz GmbH vom Mai 2020

Beriicksichtigung der Schuttvorgange

Die Einwender weisen darauf hin, dass auch die Schittvorgange larmbelastend
seien.

Die Schittvorgange wurden in der Larmtechnischen Untersuchung als Vorgang ,Lkw
abkippen“ aufgenommen und beriicksichtigt.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

Nachtzeitraum

Weiterhin wird eingewandt, dass bei einer Regelarbeitszeit von Montag bis Samstag
von 6 Uhr bis 22 Uhr Lkws auch in den Nachtstunden Daxlanden mit Larm bel&stigen
wuarden. Ein Einwender fordert, dass der An- und Abtransport auf den Zeitraum 7 Uhr
bis 20 Uhr beschrankt werden solle.

Nach Nebenbestimmung Nr. 4.1.3 darf die Anlage werktags von 6 Uhr bis 22 Uhr be-
trieben werden. Dabei handelt es sich nach der TA Larm um keinen Nachtbetrieb.
Auch fur die Immissionsorte, flr die Tageszeiten mit erhohter Empfindlichkeit bertick-
sichtigt werden mussen, werden nach der Larmtechnischen Untersuchung der ADU
Cologne Institut fir Immissionsschutz GmbH vom Mai 2020 die jeweiligen Immissi-
onsrichtwerte eingehalten.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

Larmbelastung durch Lkw-Verkehr

Es wird eingewandt, dass die Darlegung fehle, ob und inwiefern der durch Anliefe-
rung/Abholung erzeugte Lkw-Verkehr, insbesondere im Nahbereich der Anlage, zu
einer zusatzlichen Verkehrs- und Larmbelastung fihre.

Gerausche des An- und Abfahrtverkehrs auf 6ffentlichen Verkehrsflachen sind nach
Nr. 7.4 TA Larm in einem Abstand von bis zu 500 Metern von dem Betriebsgrund-
stuck in Gebieten nach Nr. 6.1 Buchstabe c bis f zu bertcksichtigen, wenn daneben
bestimmte weitere Voraussetzungen vorliegen. Eine dieser Voraussetzungen ist,
dass keine Vermischung mit dem tbrigen Verkehr erfolgt ist. Diese Voraussetzung ist
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bei dem Vorhaben der Antragstellerin nicht erfullt, da spatestens auf der Rheinhafen-
stral3e eine Vermischung mit weiterem Verkehr im Hafengebiet erfolgt.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.3 Verkehr

5.4.3.1 Abtransport per Lkw

Ein Einwender gibt an, dass es nicht verstandlich sei, dass laut den Antragsunterla-
gen ein Grol3teil der Abfalle per Lkw abtransportiert werden solle, wenn die meisten
Entsorgungsanlagen per Schiff erreichbar waren. Dies wirde den Zweck des Lagers,
namlich den umweltfreundlichen Abtransport in grof3en Einheiten, konterkarieren und
musse auf ein Minimum reduziert werden. Einem Abtransport der Abfalle in Lkws in
der GroRRenordnung von ca. 50 % der Umschlagmenge kdnne nicht zugestimmt wer-
den.

Mit Nebenbestimmung Nr. 4.1.8 wurde festgelegt, dass in einem Kalenderjahr nur die
Menge an Abfallen aus der Anlage per Lkw abtransportiert werden darf, die per Bahn
und Schiff angeliefert wurde.

Darlber hinaus wird die Einwendung zuriickgewiesen.

5.4.3.2 Verkehrsfiihrung tber Sitdtangente

Von Seiten der Einwender wird eine Zunahme der Belastung an Larm und Staub
durch den Anliefer- und Abtransport-Verkehr in Daxlanden befiirchtet. Daher solle
vorgeschrieben werden, dass der Anlieferverkehr ausschlie3lich auf direktem Weg
Uber die Honsellstral3e und Rheinhafenbriicke von der und auf die Stidtangente er-
folgt und nicht Gber die Rheinhafen- bzw. Pulverhausstralie.

Die Gerausche des betriebsbezogenen An- und Abfahrverkehrs auf 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen sind fur dieses Vorhaben nicht beurteilungsrelevant. Es konnten somit
auch keine organisatorischen MalRBhahmen zur Verkehrsfihrung festgesetzt werden.
Als Hinweis wurde unter Nr. 4.6.24 aufgenommen, dass der Anlagenbetreiber bei der
Disposition auf eine direkte Streckenfiihrung des An- und Abfahrverkehr Uber die
Sudtangente hinwirken soll.

Der Einwendung konnte somit nicht entsprochen werden.
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5.4.3.3 Begrenzung des Anlieferverkehrs

Die Einwender geben an, dass, vorausgesetzt die Anlieferungen erfolgen hauptséch-
lich per Lkw, bei einer Anliefermenge von max. 220.000 t pro Jahr mit bis zu 110.000
Lkws pro Jahr zu rechnen wére. Diese wirden zusatzlich zu dem derzeitigen Verkehr
die B 10 und B 36 befahren. Hinzu k&dmen fir den Abtransport noch tausende Lkws
pro Jahr hinzu. Es wird gefordert, die Anlieferung und den Abtransport mit Lkw auf
5.000 pro Jahr zu beschranken. Die restlichen Abfalle sollen mit Bahn oder Schiff
transportiert werden.

Der An- und Abtransport-Verkehr wurde mit der Nebenbestimmung 4.1.7 auf maximal
100 Lkw am Tag begrenzt. Dartiber hinaus ergeben sich bei einer durchschnittlichen
Zuladung von 20 t je Lkw und einem maximalen Jahresdurchsatz von 220.000 t
11.000 Lkw-Fahrten pro Jahr.

Die Einwendung wird daher zurtickgewiesen.

5.4.3.4 Aufstellraum fur Lkw

Die Einwender weisen darauf hin, dass die Logistik der Fahrzeugannahme sicherstel-
len musse, dass der ungeniigende Aufstellungsraum fur Lkw nicht zum Ruckstau auf
der Hochbahnstral3e fuhre.

Die Anzahl der Lkw-Fahrten zum und vom Grundstiick betréagt maximal 100 pro Tag.
Es ist davon auszugehen, dass die Antragstellerin ein hohes Eigeninteresse daran
hat, dass die Auslastung bei der Abfallannahme gleichméafiig Uber die Betriebszeit er-
folgt und dass sie deshalb bei der Disposition darauf hinwirkt. Vor diesem Hintergrund
sollte der Aufstellungsraum ftr Lkw im Anlieferbereich ausreichend sein.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.4 Brandschutz

Die Einwender geben an, dass die Behorde prifen solle, ob die PVC-AulRenwénde
auch fur die gefahrlichen Stoffe den optimalen Brandschutz darstellen.

Die Branddirektion der Stadt Karlsruhe wurde im Genehmigungsverfahren beteiligt
und hatte diesbezuiglich keine Vorbehalte.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.
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5.4.5 Anlagenbezogener Gewasserschutz

5.4.5.1 Entwasserung des Freilagers

Die Einwender geben an, dass eine Gefalleausbildung und ein Anschluss an die Ent-
wasserung auf dem gesamten Gelande gegeben sein mussten.

Samtliche Lager- und Verkehrsflachen werden befestigt. Es wird ein Gefalle ausgebil-
det, Uber welches Niederschlagswasser den Einlaufen zuflief3t. Das gefasste Nieder-
schlagswasser entwassert in die 6ffentliche Kanalisation.

Der Einwendung wurde damit entsprochen.

Weiterhin wird eingewandt, dass das ggf. anfallende Oberflachenwasser aus dem
Umschlagbereich fur gefahrliche Abfalle abflusstechnisch zu trennen und aufzufan-
gen ware (Auffangrinne etc.).

Mit der Nebenbestimmung Nr. 4.1.9 wurde festgelegt, dass die Umschlagflache fir
gefahrliche Abfalle vor den Uberdachten Lagerboxen auf3erhalb der Be- oder Entla-
dungsvorgangen von Schiff und Bahn nicht mit Abfallen beaufschlagt sein darf. So-
bald die Be- bzw. Entladung von Schiff oder Bahn abgeschlossen ist, ist die Um-
schlagflache feucht zu reinigen und von Abféllen dauerhaft frei zu halten. Das Tief-
bauamt der Stadt Karlsruhe wurde an dem Genehmigungsverfahren beteiligt und
hatte beztiglich der Entwasserung der Umschlagflache fur geféhrliche Abfalle keine
Vorbehalte.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.5.2 Einstufung der Wassergefahrdung nach AwSV

Die Einwender geben an, dass alle angelieferten Stoffe wassergefahrdend und nicht
allgemein wassergefahrdend seien.

Die Einstufung der Abfalle und die Ausstattung der Anlagen (Oberflachen, Entwasse-
rung) erfolgt nach den Vorgaben der AwSV. Eine Einstufung der Abfalle nach Was-
sergefahrdungsklasse (WGK) ist technisch nicht moglich und wegen desselben
Schutzniveaus nicht standardverbessernd. Die Anlage wird in den Prifintervallen
nach AwSV von einem Sachverstandigen geprift.
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Die Festlegung in 8 3 Abs. 2 AwSV, welche Stoffe als allgemein wassergefahrdend

gelten, ist abschliel3end. Feste Gemische gehoren dazu. Der Betreiber kann ein fes-
tes Gemisch nach § 10i. V. m. Anlage 1 Nr. 5 in eine WGK einstufen, wenn die Zu-

sammensetzung stets die gleiche ist und das Mischungsverhaltnis bekannt ist. Dies

ist bei den gehandhabten Abféllen nicht der Fall.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.5.3 Schadstoffeintrag ins Hafenbecken

Es wird eingewandt, dass bei Starkregen ein Eintrag von Schadstoffe aus dem nicht
befestigten Gleisbereich ins Hafenbecken nicht ausgeschlossen werden kénne.

Die Antragstellerin hat am 8. Juli 2021 die Antragsunterlagen u.a. dahingehend geéan-
dert, dass der Gleisbereich mit einer Betonmatte abgedeckt und der Rangierbereich
fur die Schiffs- und Bahnbeladung mit einer befahrbaren Stral3enasphaltschicht abge-
dichtet wird. Nach der Nebenbestimmung 4.6.11 ist dieser Uberschwenkbereich je-
weils nach dem Abschluss einer Bahn- oder Schiffverladung zu reinigen.

Der Einwendung wurde damit in Teilen entsprochen.

5.4.5.4 Schutz vor Hochwasser (HQ extrem)

Von Seiten der Einwender wird gefragt, ob es fir den Uberschwemmungsfall bei
Hochwasser extrem ein Uberschwemmungskonzept gibt. Weiterhin wird eine ,tro-
ckene Vorsorge" (Unterbindung des Zutritts von Wasser im Sinne TRAS 310 Kap. 11)
zum Schutz vor HQ extrem fur das Freilager gefordert. So solle sichergestellt werden,
dass im Falle eines hochwasserbedingten Zutritts von Oberflachenwasser in die An-
lage durch technische MalRBhahmen eine Abschwemmung von Abféllen und sonstigen
Materialien wirksam verhindert wird. Dies gelte insbesondere fir den Bereich, in dem
gefahrliche Abfalle gelagert werden.

In den Antragsunterlagen sind in der Anlage 11 unter Nr. 11.6 Vorsorgemalinahmen
fur den Fall eines extremen Hochwassers aufgeftihrt. Es fehlen jedoch Alarm- und
Einsatzplane sowie Informationen zur Vorbereitung ggf. notwendiger Nachsorgemalf3-
nahmen. Daher wurde mit Nebenbestimmung Nr. 4.5.1 festgelegt, dass sechs Mo-
nate nach Inbetriebnahme ein vollstandiges Schutzkonzept vorgelegt wird, das den
aufgefuhrten Vorgaben entspricht.

Der Einwendung wurde in Teilen entsprochen.
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5.4.5.5 Absperrschieber

Die Einwender weisen darauf hin, dass laut den Antragsunterlagen samtliches Ober-
flachenwasser aus allen Freilagern Uber Hofeinlaufe gefasst und in Sedimentations-
abscheidern (Sandfange) von Feststoffen befreit werde solle, bevor sie in den
Schmutzwasserkanal gelangen wirden. Bei Storfallen missten die Zulaufe zum
Schmutzwasserkanal abgeschiebert werden kénnen.

Das Entwasserungskonzept sieht eine Fassung des Niederschlagswassers tiber Hof-
einlaufe sowie eine Behandlung des Wassers mittels Lamellenklarer vor. Der Kontroll-
schacht vor Zufiihrung des Niederschlagwassers in den offentlichen Kanal wird mit
einem Absperrschieber ausgestattet.

Dieser Einwendung wurde mit Nebenbestimmung Nr. 4.5.11 entsprochen.

5.4.6 Bodenschutz

Die Einwender geben an, dass aufgrund der Bodenuntersuchungen (Gutachten Inge-
nierbliro Fader, Februar 2018), die eine flachenhafte und punktuelle Belastung mit or-
ganischen und anorganischen Schadstoffen nachweisen, von einem sanierungsbe-
durftigen Standort auszugehen sei. Es wird gefordert, dass vor der Bebauung das ge-
samte Gelande ordnungsgemal von den Schadstoffen saniert werden misse.

Die Abfallrechts- und Altlastenbehdrde der Stadt Karlsruhe wurde am Genehmigungs-
verfahren beteiligt. Sie sieht insbesondere wegen der beantragten Versiegelung auf
dem Geléande derzeit keinen weiteren bodenschutzrechtlichen Handlungsbedarf.
Diese Einschatzung wird von der Genehmigungsbehorde geteilt. Wenn im Zuge von
Baumal3nahmen in den Untergrund eingegriffen wird, ist jedoch eine abfalltechnische
Untersuchung des Aushubmaterials fir eine ordnungsgemalfe Entsorgung notwen-
dig. Diese Vorgabe wurde mit den Nebenbestimmungen Nr. 4.2.5 und 4.2.6 umge-
setzt.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.
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5.4.7 Anlagenbetrieb

5.4.7.1 BetriebsgréfRe und Anlagendurchsatz

BetriebsgroRRe

Es wird eingewandt, dass die Anlage tberdimensioniert wéare. Auch wirde sie nicht
bendtigt, da bereits ausreichend Abfallbetriebe mit dem gleichen Tatigkeitsspektrum
im Karlsruher Rheinhafen vorhanden waren. Das Gebiet des Rheinhafens sei schon
heute mit Larm, Verkehr und Schadstoff-Emissionen hoch belastet. Daher wird gefor-
dert das Vorhaben nicht zu genehmigen oder hochstens mit einer deutlich reduzierten
Abfallmenge. Ein Einwender fordert, die Anlage auf 100.000 Tonnen pro Jahr (unge-
fahrlich: 80.000 t/a, gefahrlich: 20.000 t/a) zu beschranken.

Die Planung einer Anlage und die HOhe des Durchsatzes ist eine unternehmerische
Entscheidung und kann daher nur von der Antragstellerin getroffen werden. In einem
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren teilt die Antragstellerin der Be-
hdrde mit, mit welchen Stoffen bzw. Abféallen und mit welchem Durchsatz sie ihre An-
lage betreiben will. Zeitgleich steht sie in der Pflicht, die Nachweise tber die Einhal-
tung der gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte zu erbringen. Eine immissions-
schutzrechtliche Genehmigung ist zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die Betrei-
berpflichten nach 8 5 BImSchG eingehalten werden und andere Rechtsvorschriften
nicht entgegenstehen.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

Anlagendurchsatz

Die Einwender geben an, dass der max. Durchsatz 9.000 t/d betrage. Dieser Wert er-
scheint den Einwender unter Berticksichtigung der unterschiedlichen Abfallarten, der
Gleichzeitigkeit der Anlieferungen und der Lager- und Umschlagvorgéange sehr hoch

und sei zu Uberprifen.

Der beantragte Tagesdurchsatz betragt 3.000 t.

Die Einwendung ist damit ausgeraumt.
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5.4.7.2 Ein- und Ausgangskontrolle, Qualitatssicherung

Eingangskontrolle

Es wird von Seiten der Einwender gefordert, dass bei der Annahme aller, insbeson-
dere aber bei der Annahme von gefahrlichen Abféllen, eine Identifikationsanalyse er-
folgen und zur nachtraglichen Uberpriifung eine Ruckstellprobe genommen und auf-
bewahrt werden solle. Die Mitarbeiter sollen den Abfall optisch und geruchlich in Au-
genschein nehmen. Es wird gefordert, dass der Anlagenbetreiber vor Inbetriebnahme
ein Qualitatssicherungskonzept erstellen solle, in dem umfassend die Vorgehens-
weise bei der Annahme, dem Umgang und der Abgabe der Abfalle einschl. der Eigen-
kontrolle dargestellt wird.

Laut der Antragstellerin werden die Abfalle mit einer vorliegenden Deklarationsana-
lyse angenommen. In der Anlage werden die mitgefihrten Dokumente und die Abfalle
organoleptisch bei der Annahmekontrolle gepruft. Diese Ablaufe werden dokumentiert
(Abfallregister nach § 49 KrWG, Betriebstagebuch).

Der Einwendung wurde mit der Nebenbestimmung Nr. 4.6.17, Nr. 4.7.11 und
Nr. 4.7.14 teilweise entsprochen. Dartber hinaus wird sie zurtickgewiesen.

Weiterhin wird verlangt, dass der Anlagenbetreiber bei begriindetem Verdacht auf
Kontaminationen des angelieferten Abfalls eine stoffbezogene Kontrolluntersuchung
durch ein unabhéngiges, zur Durchfihrung von Deklarationsanalysen befahigtes La-
bor durchfihren lassen misse.

Nach der Nebenbestimmung Nr. 4.7.14 muss bei der Annahme von mineralischen
Abfallen eine vollstandige Deklarationsanalyse vorliegen, aus der die Einhaltung der
in den Antragsunterlagen aufgefihrten Grenzwerte mindestens fur die im jeweils ein-
schlagigen Regelwerk (VwV Boden, Handlungshilfe Gleisschotter, Dihimann — Vorlau-
fige Hinweise, Baden-Wrttemberg, DepV usw.) genannten Parameter hervorgeht.
Nicht vollstandig deklarierte oder falsch deklarierte Abfalle sind abzuweisen. Wird erst
nach dem Abkippen festgestellt, dass der Verdacht einer falschen Deklaration besteht
und die Abfalle moglicherweise die Grenzwerte fur die Lagerung im Freien nicht ein-
halten, dann sind nach der Nebenbestimmung Nr. 4.7.15 diese Abfélle auf einer se-
paraten, gekennzeichneten Flache unter Dach zu lagern und nachzubeproben.

Der Einwendung wurde teilweise entsprochen, dariiber hinaus wird sie abgewiesen.
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Daten- und Informationssystem

Es wird gefordert, die Antragstellerin zur Sicherstellung eines ordnungsgemafen An-
lagenbetriebs zu verpflichten, ein Daten- und Informationssystem einzufiihren.

Alle angenommenen und abgegebenen Abfalle missen im Rahmen der Nachweis-
verordnung dokumentiert werden, es handelt sich hierbei um die sogenannte Regis-
terpflicht. Das Regierungsprasidium Karlsruhe, Referat 54.2, kann sich als Uberwa-
chungsbehorde jederzeit bei einer Vor-Ort-Uberwachung die Dokumentationen zei-
gen oder elektronisch zukommen lassen. Im Ubrigen wird auf die Nebenbestimmun-
gen Nr. 4.1.11, Nr. 4.1.12, Nr. 4.7.12 und Nr. 4.7.13 zum Fuhren eines Betriebstage-
buches verwiesen.

Der Einwendung wurde damit entsprochen.

5.4.7.3 Herkunft der Anlieferungen

Es wird gefordert, dass die Anlieferungen aus dem direkten Umkreis (max. 20 km)
von Karlsruhe stammen mussten.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung bezieht sich auf das Anlagengrund-
stuck. Der Einzugsraum der Anlieferungen kann hier nicht geregelt werden.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.7.4 Lagerflachen

Lagerflache fiir falsch deklarierte Abféalle

Laut Forderung der Einwender solle eine Flache vorhanden sein, auf der bei Verdacht
auf Kontaminationen bzw. bei Falschdeklaration eine Materialanlieferung komplett ab-
gekippt und naher untersucht werden kénne.

Der Einwendung wurde mit Nebenbestimmung Nr. 4.7.15 entsprochen.

Lagerung und Umschlag von samtlichen Abféllen unter Dach

Von den Einwender wird die Einhausung der gesamten Lagerflache (einfache Decke-
lung) und den Anschluss an eine fest installierte Entstaubungsanlage gefordert. Auch
soll die Umschlagflache fir gefahrliche Abféalle tberdacht werden.

Laut der Immissionsprognose von iMA Richter & Réckle GmbH & Co. KG vom 18.
Mai 2020 werden bei dem beantragten Vorhaben alle Immissionsgrenzwerte an den
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malgeblichen Immissionsorten eingehalten. Weitere MaRnahmen sind daher nicht
durchzufihren.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.7.5 Lagermengen

Hohe der Lagermengen

Die Einwender geben an, dass in den Antragsunterlagen eine technische Lagerkapa-
zitat von 33.000 t ausgewiesen sei. Dieser Wert erscheint den Einwendern unter Be-
ricksichtigung der unterschiedlichen Abfallarten, der Gleichzeitigkeit der Anlieferun-
gen und der Lager- und Umschlagvorgange sehr hoch und sei zu Gberprifen.

Die Antragstellerin hat mit Anderung der Antragsunterlagen am 8. Juli 2021 die Ge-
samtlagerkapazitat auf 23.000 t beschrankt.

Die Einwendung ist damit ausgeraumt.

Einhaltung der genehmigten Lagermengen

Die Einwender fragen, wie sichergestellt sei, dass die genehmigte Lagerkapazitat an
Abfallen eingehalten werde.

Die Hohe des Lagerbestands wird im Betriebstagebuch dokumentiert. Da der Betrieb
der Industrie-Emissions-Richtlinie unterliegt, sind regelmaRige Vor-Ort-Uberpriifungen
vorgesehen. Aul3erdem hat der Betreiber der Genehmigungsbehdrde jahrlich einen
Bericht Gber die Einhaltung der Anlagengenehmigung vorzulegen, indem die gelager-
ten Abfallmengen zu einem bestimmten Stichtag enthalten sind.

Die Frage ist hiermit beantwortet.

5.4.7.6 Lagerdauer

Die Einwender fordern, dass die Lagerung von Abféllen zeitlich zu begrenzen sei, um
die Entstehung eines ,Endlagers” zu vermeiden.

Bei Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfallen nach Nr. 8.12 Anhang 1 der

4. BImSchV ist die Lagerung auf unter ein Jahr begrenzt. Es wurde kein Langzeitlager
nach Nr. 8.14 beantragt. Dies wurde mit der Nebenbestimmung Nr. 4.7.24 konkreti-
siert.
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Die Einwendung wurde umgesetzt.

5.4.7.7 Abfallarten

Radioaktiv belastete Abfalle

Die Einwender befiirchten, dass radioaktive Abféalle aus Atomanlagen (wie KIT Nord
oder Philippsburg) in der Anlage angenommen werden kdonnten. Im Umkreis von
Karlsruhe wirden sich mehrere kerntechnische Einrichtungen im Abriss befinden, so
dass es moglich ware, dass sich radioaktive Gegenstande wie Rohre und Armaturen
mit Casium 137 oder Kobalt 60 im Betonabrissmaterial befinden. Es solle eine Strah-
lenschutzeingangsmessung installiert werden.

Radioaktiv belastete Materialien unterliegen dem Atomregime und sind keine Abfélle
im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Diese Materialien werden nach den Vor-
schriften des Atomrechts entsorgt. Eine Annahme oder eine Behandlung radioaktiver
Abfalle auf dem Betriebsgelande der Antragstellerin ist weder geplant noch erlaubt.
Radiometrische Eingangskontrollen sind fur diesen Anlagentyp weder vorgeschrieben
noch notwendig.

Auf die geltende Rechtslage wurde mit Nr. 4.7.27 hingewiesen. Daruber hinaus wird
die Einwendung zuriickgewiesen.

Originér erzeugte Abfallarten

Die Einwender geben an, dass bei Abgabe der in der Anlage originar anfallenden Ab-
fallen ein Nachweis zu fihren und zu dokumentieren sei, dass die entsprechenden
Verwertung- bzw. Entsorgungsanforderungen eingehalten werden.

Der Einwendung wurde mit Nebenbestimmung Nr. 4.7.9 teilweise entsprochen, dar-
Uber hinaus wird sie zuriickgewiesen.

5.4.7.8 Mitarbeiter

Anzahl der Mitarbeiter

Es wird eingewandt, dass die Anlage nur von drei Mitarbeiter betrieben werden solle.
Daraus ware nicht erkennbar, dass bei dem angestrebten Durchsatz ein sach- und
ordnungsgemalier Betrieb der Anlage sichergestellt werden kénne.
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Die Antragstellerin weist in ihrer Stellungnahme zur Online-Konsultation darauf hin,
dass ein grolRer Teil der abfallwirtschaftlichen Tatigkeit bereits im Vorfeld und von ex-
ternen Arbeitsplatzen stattfindet (z.B. Prufung der Materialanmeldungen/Deklaration,
Festlegung von Entsorgungswegen usw.). Dieser Einschatzung wird von Seiten der
Genehmigungsbehdorde gefolgt.

Die Einwendung wird daher abgewiesen.

Schulung der Mitarbeiter

Die Einwender fordern, dass die Mitarbeiter flr einen sach- und ordnungsgemalfien
Betrieb entsprechend unterwiesen und geschult sein missten. Dies gelte insbeson-
dere vor dem Hintergrund rechtlicher Anforderungen. Sofern Sachkunde- oder sons-
tige Qualifikationsnachweise erforderlich seien, wéren diese zu belegen. Weiterhin
wird gefragt, ob alle Mitarbeiter der Firma Peter Gross Umwelt GmbH einen Fachkun-
dennachweis nach der Entsorgungsfachbetriebe-Verordnung (EfbV) haben werden.

Die ausreichende Schulung der Mitarbeiter ist in den relevanten Gesetzen und Ver-
ordnungen, u.a. ArbSchG, der EfbV und AwSV, geregelt. Der Einwendung wurde
auch mit den Nebenbestimmung Nr. 4.4.5, Nr. 4.5.8, Nr. 4.5.11, Nr. 4.6.15 und

Nr. 4.9.5 entsprochen. Die Antragstellerin plant auch die neue Betriebstatte im Rah-
men der Efb-Verordnung zertifizieren zu lassen. Diese Zertifizierung beinhaltet dann
auch den Nachweis der notwendigen Qualifikationen der Mitarbeiter.

Der Einwendung wird in Teilen entsprochen, dartber hinaus wird sie zurtickgewiesen.

5.4.7.9 Weitere Entsorgungswege

Es wird gefordert, dass nur Stoffe angenommen werden durften, fur die eine weitere
Entsorgung gewabhrleistet sei. Eine Deponierung der Abfélle solle ausgeschlossen
werden.

Der Einwendung wurde mit den Nebenbestimmungen Nr. 4.7.21 und 4.7.22 in Teilen
entsprochen. Dariiber hinaus wird sie zuriickgewiesen.
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5.4.8 Abfallrecht

5.4.8.1 Abfallrechtliche Bezlige in den Antragsunterlagen

Nach Meinung der Einwender wirden im Antrag Beziige zur Umsetzung abfallrechtli-
cher Anforderungen, wie GewAbfV, AbfBeauftrV, EfbV u.a. fehlen. Des Weiteren wird
darauf hingewiesen, dass die Fa. Peter Gross Umwelt GmbH als Erzeuger und Besit-
zer gefahrlicher Abfalle zur Beseitigung mit der Vorlage eines (Sammel-) Entsor-
gungsnachweises die Zuweisung des Abfalls zu einer Entsorgungsanlage zu beantra-
gen hatte.

Gesetze und Verordnungen gelten fur den Betreiber unmittelbar. Die Inhalte missen
nicht im Einzelnen im Genehmigungsbescheid aufgefiihrt werden. Dies gilt auch fur
die Umsetzung der Nachweisverordnung im Zusammenhang mit der weitern Entsor-
gung von geféhrlichen Abféllen zur Beseitigung.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.8.2 Abfallhierarchie

Von Seiten der Einwender wird gefordert, dass der Betreiber der Anlage durch die
Genehmigungs- und Uberwachungsbehorde dazu angehalten werden solle, dass der
durch den Betrieb der Anlage generierte Abfallanfall minimiert und die Erzeugung ver-
wertbarer, qualitatsgesicherter Baustoffe ausgebaut werden solle.

In der Anlage werden keine Abfalle behandelt, sondern lediglich umgeschlagen. Inso-
fern werden keine Baustoffe hergestellt. Abgesehen davon, wird die Forderung be-
reits durch die im 8 6 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vorgegebene Abfallhierar-
chie (Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Recycling, sonstige Verwer-
tung, insbesondere energetische Verwertung und Verfillung, Beseitigung) vorgege-
ben und gilt fir den Betreiber unmittelbar.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.49 Verschiedenes

5.4.9.1 Betriebskontrollen

Wegen der Gefahrlichkeit der gelagerten Stoffe wird von den Einwender eine engma-
schige Betriebskontrolle durch die Uberwachungsbehorde gefordert.
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Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um ein Betriebsgelande auf dem min-
destens eine Anlage nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang | der Richtlinie
2010/75/EU des Européischen Parlaments und des Rates tber Industrieemissionen
(Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) vom 24. No-
vember 2010 (ABI. L 334, S. 17), zuletzt geandert durch Berichtigung vom 19. Juni
2012 (ABI. L 158, S. 25) in der jeweils gultigen Fassung, vorhanden ist. Fur diese Be-
triebe sind Betriebskontrollen vor Ort in einem Abstand von ein, zwei oder drei Jahren
vorgeschrieben. Auch muss jahrlich ein Jahresbericht mit den Daten und Informatio-
nen vorgelegt werden, mit denen die Einhaltung der Genehmigung gepruft werden
kann. Auf die Nebenbestimmung 4.1.14 wird verwiesen.

Der Einwendung wurde damit entsprochen.

5.4.9.2 Sicherheitsleistung

Es wird eingewandt, dass der in den Antragsunterlagen fr die Sicherheitsleistung an-
gegebene Betrag viel zu niedrig wére.

Die Berechnung der zu erbringenden Sicherheitsleistung ist Teil des Genehmigungs-
verfahrens. Mit der Nebenbestimmung Nr. 4.10.1 ff. wurde die Sicherheitsleistung
festgesetzt und die Berechnung in Nr. 5.3.12 weitergehend erlautert.

Der Einwendung wurde entsprochen.

5.4.9.3 Prufung der VerhaltnismaRigkeit

Es wird eingewandt, dass die Genehmigungsbehdrde in einer wertenden Gesamtbe-
trachtung die Auswirkungen auf die offentliche Sicherheit und Ordnung sowie Aspekte
des Umweltschutzes zu dem angestrebten Ziel der Antragstellerin, hier die Freiheit
Berufsausiibung, ins Verhaltnis zusetzen habe. Die mangelnde Zustandigkeit der Ge-
nehmigungsbehorde fur Verkehrsbelastung und Verkehrslarm gestatte es ihr nicht,
die Gesichtspunkte vollstandig auszublenden. Sie dirfe zwar nicht in Gebieten, in de-
nen sie nicht zustandig ist, gestaltend wirken, sie habe aber derartige Aspekte, soweit
sie wesentlich auf die Gestaltungsakte in ihrem Zustandigkeitsbereich einwirken, zu
beachten. Dies ergébe sich aus einer Auswertung der grundsatzlichen Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts zum Spannungsfeld der formalen Zustandigkeit ei-
nerseits und dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit andererseits (2 BvR 859/15, 2
BVR 980/16, 2 BvVR 2006/15, 2 BvVR 1651/15).
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Der Gesetzgeber hat mit den Genehmigungsvoraussetzungen gesetzlich festgelegt,
in welchen Fallen und unter welchen Bedingungen Vorhaben genehmigt und umge-
setzt werden konnen. Bei der Prifung der Genehmigungsfahigkeit ist grundsatzlich

auch der VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu beachten. Diese Vorgabe wurde bei der
Erteilung der vorliegenden Entscheidung beriicksichtigt.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.9.4 Ubergeordnete Konzepte und Planungen

Die Einwender geben an, dass die beantragte Anlage mit dem Klimaschutzkonzept
Karlsruhe, dem Verkehrsentwicklungsplan Karlsruhe, dem Luftreinhalteplan Karls-
ruhe, dem Larmaktionsplan Karlsruhe und dem integrierten Stadtentwicklungskonzept
2020 der Stadt Karlsruhe unvereinbar ware.

Die aufgefuhrten, Ubergeordneten Konzepte und Rahmen-Planungen der Stadt Karls-
ruhe entfalten keine direkte rechtliche Wirkung auf die grundstiicksbezogene Anla-
gengenehmigung.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.

5.4.9.5 Informationen zur Verkehrsbelastung der Rheinhafenstral3e

Ein Einwender bittet darum, belastbare Werte zur Verkehrsbelastung der Rheinhafen-
stralRe mit Schwerverkehr, die Entwicklung der Verkehrszahlen Gber einen langeren
Zeitraum und belastbare aktuelle Messungen der Abgas-, Larm und Staubwerte (P
2,5 und PM 10) in mehreren sinnvoll festgelegten Teilabschnitten der Rheinhafen-
stral3e amtlich zu ermitteln und diese Werte zu verdffentlichen.

Das Regierungsprasidium Karlsruhe ist fir die Ermittlung der geforderten Kennzahlen
nicht zustandig. Informationen zur Verkehrsbelastung bzw. zum Verkehrslarm kénnen
bei der Landesanstalt fir Umweltschutz Baden-Wirttemberg (LUBW), Karlsruhe oder
bei der Stadt Karlsruhe abgerufen werden.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen.
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6. GEBUHRENENTSCHEIDUNG

Fur die Entscheidungen gemaR Nr. 1 wird eine Gebiihr in Hohe von [l € fest-
gesetzt. Die Gebihrenentscheidung beruht auf den 88 1, 3, 4,5, 7 und 12 Abs. 1 des
Landesgebuhrengesetzes (LGebG) vom 14. Dezember 2004 (GBI. S. 895 ff.), zuletzt
geandert durch Art. 13 des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBI. Nr. 13, S. 161) sowie
der Gebuhrenverordnung des Umweltministeriums (GebVO UM) vom 3. Mérz 2017
(GBI. Nr. 8, S. 181), zuletzt ge&dndert am 12. Dezember 2019 (GBI. | Nr. 24, S. 566),
und den Nrn. 8.1.1, 13.2.1 und 13.6.1 des Gebuhrenverzeichnisses hierzu (GebVerz
UM), der Gebiihrenverordnung des Wirtschaftsministeriums (GebvVO WM) vom

22. April 2020 (GBI. Nr. 12, S. 212), zuletzt geandert am 28. Oktober 2020 (GBI.

Nr. 39, S.963) und der Nr. 13.1.1 des Gebuhrenverzeichnisses hierzu (GebVerz WM)
und der Gebuhrenverordnung des Ministeriums fur Verkehr und Infrastruktur (GebVO
MVI) vom 17. April 2012, Teil A Nr. 2.

Der Gebihrenberechnung liegen folgende Kosten (inkl. Umsatzsteuer) zugrunde:

— Gesamtinvestitionskosten B < (brutio)
— davon Baukosten B < (bruto)

Die festgesetzte Gebluihr ergibt sich aus folgenden Positionen:

1. Immissionsschutzrechtliche Genehmigung gem. Nr. 8.1.1 GebVerz UM. Gemal3
Anmerkung zu Nr. 8.1.1 kann in besonders schwierig zu bearbeitenden Fallen die
Geblihr bis auf das Dreifache erhéht werden. Dieser Rahmen wurde hier ausge-
schopft, da die Antragsunterlagen im Verfahren umfangreich geandert und mehr-
fach zu prufen waren.

8.1.1

0.5 % N €

Mindestgebuhr:

B x 3 (fach)

2. Baurechtliche Genehmigung gem. Nr. 13.1.1 des GebVerz WM.

4 %o der Baukosten

471.000 von | € B
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3. Wasserrechtliche Genehmigung nach 8 48 WG gem. 13.2.1 GebVerz UM.

Rahmengebiihr 50 — 20.000 € | B

4. Eignungsfeststellung nach 8§ 63 Abs. 1 Satz 1 WHG gem. 13.6.1 des GebVerz
UM.

Rahmengebiihr 50 - 10.000 € B

5. Aufsichtsrechtliche Prufung der Landeseisenbahnaufsicht Baden-Wirttemberg
nach Teil A Nr. 2 der GebVO MVI.

Rahmengebiihr 3 - 10.000 € B

Die Gebuhrenhdhe nach Nr. 3 bis 5 bemisst sich nach dem Verwaltungsaufwand.
Die Gebiihr betragt damit insgesamt [Jjjj£

Gebuhren und Auslagen werden nach 818 LGebG mit der Bekanntgabe der Entschei-
dung zur Zahlung fallig. Wird die Gebuhr nicht innerhalb eines Monats nach Falligkeit
entrichtet, so ist fur jeden angefangenen Monat der Sdumnis ein SAumniszuschlag
von 1 v. H. des riickstandigen Betrages zu entrichten (8 20 LGebG).

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebuhrenentscheidung nach § 80 Abs. 2 Ziff. 1
der Verwaltungsgerichtsordnung kraft Gesetz sofort vollziehbar ist. Widerspruch und
Anfechtungsklage haben demnach keine aufschiebende Wirkung gegentber der Ge-
bihrenfestsetzung und zwar auch dann nicht, wenn diese Wirkung gegenuber der
Sachentscheidung eintritt.

Bitte leisten Sie Zahlungen ausschlie3lich an die Landesoberkasse Baden-W(rttem-
berg, BW-Bank Karlsruhe, IBAN: DEO2 6005 0101 7495 5301 02,

BIC: SOLADEST600 und geben Sie als Verwendungszweck das oben angefiihrte
Kassenzeichen an. Bei Betragen bis 5.000 € besteht auch die Méglichkeit der Online-
Zahlung.
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7. RECHTSBEHELFSBELEHRUNG

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim
Verwaltungsgerichtshof Baden-Wurttemberg mit Sitz in Mannheim erhoben werden.

Vor dem Verwaltungsgerichtshof mussen sich die Beteiligten, aul3er in Prozesskos-
tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmachtigte vertreten lassen. Dies gilt auch fur
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof einge-
leitet wird. Als Bevollmachtigte sind Rechtsanwalte oder Rechtslehrer an einer staatli-
chen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europaischen
Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den Europaischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz, die die Befahigung zum Richteramt besitzen, zugelas-
sen; soweit diese Beteiligte sind, kbnnen sie sich selbst vertreten. Behérden und juris-
tische Personen des 6ffentlichen Rechts einschlie3lich der von ihnen zur Erfullung ih-
rer Offentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlisse kdnnen sich durch eigene
Beschaftigte mit Befahigung zum Richteramt oder durch Beschéftigte mit Befahigung
zum Richteramt anderer Behérden oder juristischer Personen des offentlichen Rechts
einschlieBlich der von ihnen zur Erfillung ihrer 6ffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlisse vertreten lassen. Weitere Vertretungsbefugnisse kbnnen sich im
Einzelfall aus 8 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 der Verwaltungsgerichtsordnung erge-
ben.

Mit freundlichen GrilRen
AP G NA \‘—'\‘\:
g
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	4.4.8 Die Steuerungstechnik der modernisierten Portalkrananlage ist vor Inbetriebnahme, entsprechend der Beschreibung auf Seite 48 des o.g. Gutachtens, nach EN ISO 13849-2 zu validieren. Der anzufertigende Abnahmebericht ist dem Regierungspräsidium Ka...
	4.4.9 Die modernisierte Portalkrananlage ist von einem Prüfsachverständigen für Krane nach der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und nach dem Regelwerk der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zu prüfen. Das Prüfergebnis ist dem Re...
	Danach ist die Portalkrananlage wiederkehrend, mindestens einmal jährlich von einer befähigten Person nach der BetrSichV und dem Regelwerk der DGUV zu prüfen.
	4.5 Grundstücksentwässerung und gewässerschutzrechtliche Anforderungen

	4.5.1 Das Betriebsgrundstück wird laut der veröffentlichten Hochwassergefahrenkarte (HWGK) bei einer Flächenausbreitung eines Extremhochwassers (HQextrem) überflutet. Daher ist für das Hochwasserrisikomanagement spätestens sechs Monate nach Inbetriebn...
	Das Konzept muss mindestens folgende Punkte für den Fall eines Extrem-hochwassers enthalten:
	4.5.2 Dem Übergabe- bzw. Kontrollschacht MW 1 ist vor Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage ein separater Probeentnahmeschacht nachzuschalten.
	4.5.3 Die Abdeckung der Gleisbereiche bis zur Kranschiene mit den Betonmatten Concrete Canvas ist nach der Beschreibung auf Seite 3 des Erläuterungsberichts zum Entwässerungskonzept (Register 10 in den Antragsunterlagen) und nach der Beschreibung in A...
	4.5.4 Der Bodenaufbau der Lager- und Verkehrsflächen ist entsprechend der Ausführung auf Seite 6 des Gutachtens zur Eignungsfeststellung nach § 63 WHG der Umwelttechnische Beratung, Dr. Rainer Schützle GmbH, Freiburg (Anlage 21-1) auszubilden. Weiterh...
	4.5.5 Bei der Ausführung der Bodenflächen sind die Verkehrslasten gemäß den Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen, Ausgabe 2012 (RStO 12) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zu berücksichtigen.
	4.5.6 Die Anschlussfugen an die umgebenden Aufstellwände sind mit einem geeigneten und zugelassenen elastischen Dichtstoff zu verfugen.
	4.5.7 Die Ausführung der Maßnahmen unter Nr. 4.5.4 bis Nr. 4.5.6 hat durch eine zugelassene Fachfirma nach WHG zu erfolgen.
	4.5.8 Das Betriebspersonal ist vor dem erstmaligen Umgang mit den AwSV-Anlagen (Lagerboxen im Freilager, überdachte Lagerboxen und die Handhabungs- und Umschlagbereiche) und regelmäßig wiederkehrend, mindestens einmal jährlich, anhand der Betriebsanwe...
	4.5.9 Die Lagerboxen sind gemäß § 46 i. V. mit Anhang 5 Zeile 4 vor Inbetriebnahme und wiederkehrend alle 5 Jahre durch einen Sachverständigen nach § 2 Nr. 33 AwSV prüfen zu lassen. Dies gilt auch für die überdachten Lagerboxen 4 und 5 einschließlich ...
	4.5.10 Vor Inbetriebnahme der Anlage ist die Betriebsanweisung nach § 44 AwSV sowie der Alarm- und Maßnahmenplan dem Sachverständigen nach § 2 Nr. 33 AwSV und die Anlagendokumentation nach § 43 AwSV dem Sachverständigen nach § 2 Nr. 33 AwSV und dem Re...
	4.5.11 Das manuelle Abschiebern des internen Kanalnetzes zum öffentlichen Kanalnetz muss bei einer Betriebsstörung jederzeit, auch außerhalb der Betriebszeit, möglich sein. Die zuständige Feuerwehr ist über die Lage und Einsatzmöglichkeit des Kanalabs...
	Die Mitarbeiter sind über die Handhabung der Schieber zu unterweisen und die Unterweisung ist zu dokumentieren.
	4.5.12 Die Lagerflächen, die Umschlagflächen auf Schiff und Bahn, einschließlich der abgedeckten Gleisbereiche, sowie die Fahrwege auf dem gesamten Betriebsgelände sind regelmäßig auf Beschädigungen und Verformungen zu kontrollieren und etwaige Beschä...
	4.5.13 Im Zuge der Eingangskontrolle sind die anzunehmenden Abfälle auf eventuelle Anhaftungen flüssiger wassergefährdenden Phasen zu kontrollieren. Abfälle mit flüssigen, wassergefährdenden Anhaftungen sind abzuweisen.
	4.5.14 Die Einstellung der Befeuchtungs-Einrichtungen ist so zu optimieren, dass das Entstehen von Überstandwasser im gesamten Anlagenbetrieb vermieden wird.
	4.5.15 Die Betankung der dieselbetriebenen Maschinen und Fahrzeuge darf nur über geeignete Auffangvorrichtungen, z.B. durch das Unterstellen einer Tropfwanne, erfolgen. Der gesamte Betankungsvorgang muss durch den Maschinenführer und den Tankwagenfahr...
	4.5.16 Die Verpflichtungen nach den Nebenbestimmungen Nr. 4.5.11 bis 4.5.15 sind in die Betriebsanweisung aufzunehmen.
	4.5.17 Der Lamellenklärer ist nach Angaben des Herstellers regelmäßig zu warten. Weiterhin sind Eigenkontrollen durchzuführen, die sich hinsichtlich Art und Umfang aus der Eigenkontrollverordnung ergeben.
	4.6 Immissionsschutzrechtliche Bestimmungen

	4.6.8 Die stationären Berieselungsanlagen sind entsprechend dem Beregnungsplan in Anlage 7-3 in den Antragsunterlagen zu positionieren. Diese und die mobilen Berieselungsanlagen müssen jederzeit betriebsbereit sein und auch außerhalb der Betriebszeite...
	4.6.9 Die Abwurfhöhe des Radladers beim Bewirtschaften der Materialhalden muss so gering wie möglich gehalten werden.
	4.6.10 Die Fahrwege auf dem Gelände sind regelmäßig feucht zu reinigen, bei Bedarf auch mehrmals täglich. Sie sind durchgehend sauber zu halten.
	4.6.11 Der befestigte Rangierbereich für die Bahn- und Schiffsverladung und die zwischen den Bahngleisen verlegten Betonmatten sind spätestens nach Abschluss einer Schiff- oder Bahnverladung zu reinigen.
	4.6.12 Die Durchführung der Befeuchtungsmaßnahmen und das Reinigen der Fahrwege und Umschlagbereiche sind im Betriebstagebuch zu dokumentieren.
	4.6.13 Die Lkw-Fahrgeschwindigkeit von 10 km/h darf auf dem gesamten Betriebsgelände nicht überschritten werden. Die Lkw-Fahrer sind vor der Einfahrt in die Betriebseinheiten über die zulässige Fahrgeschwindigkeit zu informieren.
	4.6.14 Der Umschlag auf Schiff und Bahn ist bei Windgeschwindigkeiten von > 5 m/s einzustellen. Hierzu ist auf dem Betriebsgelände in drei Meter Höhe ein Anemometer einzurichten, dabei soll bei Überschreiten der maximalen Windgeschwindigkeit eine gut ...
	4.6.15 Die Nebenbestimmungen Nr. 4.6.1 bis 4.6.14 sowie die wiederkehrende Prüfung zur Funktionsfähigkeit der technischen Minderungsmaßnahmen sind in einer Betriebsanweisung festzulegen. Das Personal ist jährlich entsprechend zu unterweisen. Die Durch...
	4.6.16 Folgende Jahresfrachten an Schadstoffen in den angenommenen Abfällen sind einzuhalten:
	4.6.17 Alle angenommenen Abfälle müssen, unabhängig von der Verpflichtung nach Nr. 4.7.14, hinsichtlich der unter Nr. 4.6.16 aufgelisteten Schadstoffe chemisch untersucht und deklariert sein. Die Schadstoffmengen je Parameter in den angenommenen Abfäl...
	4.6.18 Aus den Antragsunterlagen geht hervor, dass für den Betrieb der Befeuchtungsanlagen Grundwasser entnommen werden soll. Für die Grundwasserentnahme ist rechtzeitig ein Antrag auf die Erlaubnis nach § 8 WHG und für den Bau eines Brunnens die Erla...
	4.6.19 Die von der zu genehmigenden Anlage ausgehende Zusatzbelastung der Geräuschemissionen, unter Berücksichtigung der Vorbelastung, darf die nachstehend genannten Immissionsrichtwerte an den maßgeblichen Immissionsorten nicht überschreiten. Die Ger...
	Die Immissionsrichtwerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden betragen unter Berücksichtigung der Vorbelastung gemäß TA Lärm:
	4.6.20 Der messtechnische Nachweis über die Einhaltung der Immissionswerte wird zunächst ausgesetzt. Nach Aufforderung durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, ist die Einhaltung der festgelegten Immissionsrichtwerte für Geräuschimmissio...
	4.6.21 Ladegeräte sind so zu betreiben und zu warten, dass keine wahrnehmbaren Einzeltöne emittiert werden.
	4.6.22 Die Fahrwege und befahrbaren Freiflächen dürfen keine vermeidbaren Geländesprünge (z.B. Rinnen) oder lose Kanaldeckel aufweisen, um Überfahrgeräusche zu vermeiden.
	4.6.23 Auf dem Betriebsgrundstück dürfen nur Rückfahrwarner eingesetzt werden, bei denen keine Tonalität vorliegt (Breitbandwarner/Multifrequenzwarner). Dies ist auch für den Anliefer- und Abtransportverkehr sicherzustellen.
	4.6.24 Der Anlagenbetreiber hat bei der Disposition auf eine direkte Streckenführung des An- und Abfahrverkehr über die Südtangente hinzuwirken, um den Stadtteil Daxlanden von Belästigungen durch Anlieferverkehr zu entlasten.
	4.7 Abfallrechtliche Bestimmungen

	4.7.1 Die Annahmegrenzwerte für gefährliche Abfällen entsprechen den Zuordnungswerten für die Deponieklasse III gemäß Tabelle 2 im Anhang 3 der Deponieverordnung (DepV).
	4.7.2 Abfälle, die halogenierte Kohlenwasserstoffe oder Benzol, Toluol, Ethylbenzol, Xylol (BTEX) enthalten, dürfen nur angenommen werden, wenn die maximale Konzentration von jeweils 1 mg/kg eingehalten wird.
	4.7.3 Mineralische Abfälle, die per- oder polyflourierte Chemikalien (PFC) enthalten, dürfen nicht angenommen werden.
	4.7.4 Es dürfen keine Abfälle angenommen, zeitweilig gelagert und umgeschlagen werden, in denen wassergefährdende Stoffe in flüssiger Phase vorliegen bzw. aus denen diese Stoffe in flüssiger Form austreten können. Mineralische Abfälle müssen mindesten...
	4.7.5 Es dürfen keine scholligen Materialien, wie z.B. Asphaltschollen angenommen werden. Die max. Korngröße wird auf 30 cm begrenzt.
	4.7.6 Für die Lagerung von Abfällen im Freilager BE 2 sind die Grenzwerte in der Anlage 5-8 „Übersicht relevanter Grenzwerte für Lagerung im Freien“ verbindlich einzuhalten.
	4.7.7 Gefährliche Abfälle (wie beantragt – siehe Nr. 4.7.10) und solche, die die Grenzwerte für besonderen Inhaltsstoffe nach Nr. 5.2.3.6 der TA Luft überschreiten, sind in den überdachten Lagerboxen 4 und 5 (BE 3) zu lagern.
	4.7.8 Außerhalb der im Lageplan markierten Lagerboxen 1 – 6 (BE 2 und BE 3) dürfen keine Abfälle gelagert werden.
	4.7.9 Abfälle, die durch den Anlagenbetrieb erzeugt werden, wie z. B. Schlammfang, sind, ggf. nach chemischer Untersuchung, ordnungsgemäß zu entsorgen.
	4.7.10 Folgende Abfallarten sind wie aufgeführt mit den maximalen Lagermengen zur Lagerung vorgesehen und zulässig:
	4.7.11 Bei der Annahme der Abfälle ist eine Annahmekontrolle durchzuführen, die mindestens folgende Maßnahmen zu umfassen hat:
	4.7.12 Der Anlagenbetreiber hat im Betriebstagebuch mindestens folgende Daten zu erfassen:
	4.7.13 Es ist sowohl für die angenommenen als auch für die abgegebenen Abfälle ein Abfallregister gemäß § 24 Nachweisverordnung zu führen. Dieses kann Teil des Betriebstagebuchs sein. Bei der Führung des Registers ist zusätzlich zu den nach der Nachwe...
	4.7.14 Bei der Annahme von mineralischen Abfällen muss eine vollständige Deklarationsanalyse vorliegen, aus der die Einhaltung der in den Antragsunterlagen aufgeführten Grenzwerte mindestens für die im jeweils einschlägigen Regelwerk (VwV Boden, Handl...
	4.7.15 Wenn nach dem Abkippen und der Inaugenscheinnahme der Abfälle der Verdacht einer falschen Deklaration besteht und die Abfälle möglicherweise die Grenzwerte für die Lagerung im Freien nicht einhalten, dann sind diese Abfälle auf einer separaten,...
	4.7.16 Die angelieferten Abfälle sind getrennt nach Abfallarten, Abfallschlüssel sowie innerhalb dieser nach zugehörigen Schadstoffklassen (z. B. Z 0, Z 1.1, Z 1.2, Z 2) getrennt zu lagern, entsprechend zu kennzeichnen und die Lagerung ist zu dokument...
	Die Getrennthaltepflicht nach Satz 1 gilt nicht für Abfälle, die zulässigerweise gemeinsam weiter entsorgt werden.
	4.7.17 Werden abweichend von Nr. 4.7.16, Satz 1 verschiedene Abfallarten oder Abfälle unterschiedlicher Schadstoffklassen gemeinsam gelagert, so sind die zusammengeführten Teilströme (-mengen) gemäß den in Ziffer 4.7.16 vorgegebenen Angaben zu dokumen...
	4.7.18 Bei einer Zusammenführung von Abfällen unterschiedlicher Schadstoffklassen zum Zweck einer gemeinsamen Entsorgung ist das Gemisch stets in die Schadstoffklasse einzustufen, in die das in die Mischung eingebrachte Material mit der höchsten Schad...
	4.7.19 Die Vermischung von Abfällen zum Zweck der Reduzierung von Schadstoffgehalten oder der Verbesserung der Schadstoffklasse und die Vermischung von Abfällen zur Beseitigung mit solchen zur Verwertung mit dem Ziel der gemeinsamen Verwertung ist unz...
	4.7.20 Im Rahmen der betrieblichen Eigenkontrolle ist in regelmäßigen Abständen zu kontrollieren, dass die Schadstoffklassen der Haufwerke die Schadstoffklassen der enthaltenen Teilchargen mit den höchsten Belastungen nicht übersteigen. Hierzu sind di...
	4.7.21 Für Abfälle > Z 2 ist vor der jeweils erstmaligen Entsorgung einer Abfallart (Abfallschlüssel) in einer Entsorgungsanlage dies der Genehmigungsbehörde mindestens eine Woche vor der geplanten Entsorgung anzuzeigen. Dabei sind einschlägige Inform...
	4.7.22 Ein Jahr nach Inbetriebnahme des Zwischenlagers und danach im zweijährigen Abstand ist der Genehmigungsbehörde für alle zulässigen Eingangsmaterialien (Input) > Z 2 ein zulässiger Entsorgungsweg aufzuzeigen. Hierzu sind die entsprechenden Zulas...
	4.7.23 Im Rahmen des Jahresberichtes nach § 31 BImSchG ist der Überwachungsbehörde eine Jahresübersicht vorzulegen, in der u.a. die In- und Outputströme (Jahresdurchsatz in Tonnen) der einzelnen Abfälle nach Abfallschlüssel und nach Schadstoffklassen ...
	4.7.24 Durch eine entsprechende Organisation der Ein- und Ausgänge von Abfällen ist sicherzustellen, dass die Lagerung von Abfällen über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr nicht überschritten wird.
	4.7.25 Werden Flächen nacheinander für die Lagerung unterschiedlicher Schadstoffklassen genutzt, so sind die Flächen dazwischen zu reinigen, um eine Verschleppung von Schadstoffen zu verhindern.
	4.7.26 Die Bereifung der Radlader oder Mobilbagger, welche in den überdachten Lagerboxen eingesetzt werden, muss vor dem Einsatz im Freilager gereinigt werden, um eine Verschleppung von Schadstoffen zu verhindern.
	4.7.27 Radioaktive Abfälle dürfen nicht angenommen werden.
	4.8 Arbeitsschutzrechtliche Bestimmungen

	4.8.1 Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen und die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu ermitteln sowie entsprechende Beseitigungsmaßnahmen einzuleiten, zu überwachen und zu...
	4.9 Schiffsumschlag und Hafenverkehr

	4.9.1 Der freizuhaltende Regellichtraum (Grenzlinie C-D) nach § 8 Anlage A der Verordnung des Verkehrsministeriums Baden-Württemberg über den Bau und Betrieb von Anschlussbahnen (BOA) ist durchgehend herzustellen.
	4.9.2 Im Bereich der befestigten Fläche im Gleisbereich sind die Spurrillen gemäß BOA Anlage A – Bild 1 herzustellen.
	4.9.3 Befinden sich Rangierwege neben einem Gleis, sind 3,0 m Abstand, von der Gleismitte aus gemessen, von Einbauten freizuhalten. Zwischen dem Versorgungscontainer der Nebelsperre und der Kranschiene muss ein ausreichend bemessener Rettungsweg von m...
	4.9.4 In das Gleisgelände darf kein Oberflächenwasser eingeleitet werden.
	4.9.5 Bei Schiffsumschlag mit dem Portalkran und dem vollkommen geschlossenen Greifer ist keine Sperrung der darunterliegenden Bahngleise erforderlich, wenn sichergestellt wird, dass der Greifer das Lichtraumprofil der Bahn nicht durchfährt. Das Licht...
	4.9.6 Für die Benutzung der rheinhafeneigenen Grundstücke (Uferböschung, Hafenbecken, Gleise und sonstige Grundstücke) ist mit der Karlsruher Versorgungs-, Verkehrs- und Hafen GmbH (KVVH GmbH), Geschäftsbereich Rheinhäfen, Werftstraße 2 -4, 76189 Karl...
	4.9.7 Beginn und Ende der Bauarbeiten sind der KVVH GmbH, Geschäftsbereich Rheinhäfen, anzuzeigen.
	4.9.8 Bei Tiefbauarbeiten im Lastabtragungsbereich der Bahnanlagen sind besondere Maßnahmen erforderlich. Diese sind vorab mit der Bahnabteilung Rheinhafen abzustimmen. Baugrubenumschließungen im Lastabtragungsbereich müssen zusätzlich Bahnlasten aufn...
	4.9.9 Benebelungsanlage / Nebelsperre
	Grundleitungssysteme müssen im Bereich von Gleisen und Kranfahrbahnen nach den Bahnlasten bemessen sein und diesen dauerhaft standhalten können. Unter Gleisen und Kranfahrbahnen ist zusätzlich ein statischer Nachweis erforderlich.
	Die Oberkante von Leitungen oder Leerrohren ist im Gleisbereich mindestens 1,1 m tief unter den Bahnschwellen zu verlegen.
	4.9.10 Wenn kein Schiffumschlag stattfindet, darf durch die Benebelungsanlage oder etwaiges Zubehör das Anlegen von Schiffen nicht beeinträchtigt werden. Es dürfen keine Bauteile über die Spundwandebene hervorstehen. Von hafenspezifischen Bauteilen, w...
	4.9.11 Die geltenden Vorschriften und gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die „Empfehlungen und Berichte des Technischen Ausschusses Binnenhäfen (ETAB)“ und die Eisenbahn-, Bau- und Betriebsordnung (EBO) sowie die Eisenbahn-, Bau- und Betriebsordn...
	4.10 Sicherheitsleistung

	4.10.1 Zur Sicherstellung der Erfüllung der Betreiberpflichten nach Stilllegung des Betriebs wird gemäß §§ 12 Abs. 1 Satz 2, 5 Abs. 3 BImSchG eine Sicherheitsleistung in Höhe von 1.851.500 € festgesetzt.
	4.10.2 Die Sicherheitsleistung ist in Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bürgschaft zugunsten des Landes Baden-Württemberg, vertreten durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, zu erbringen.
	4.10.3 Die Bürgschaft ist von einem
	4.10.4 Die Bürgschaftsurkunde ist im Original beim Regierungspräsidium Karlsruhe, Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe, vor Inbetriebnahme zu hinterlegen.
	4.10.5 Ein Betreiberwechsel ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe mindestens zwei Wochen vorher anzuzeigen. Im Falle des Übergangs der Anlage auf einen neuen Betreiber darf dieser den Betrieb der Anlage erst aufnehmen, nachdem er selbst die erforderli...
	4.10.6 Die Bürgschaftsurkunde wird zurückgegeben, wenn die Betreiberpflichten nach § 5 Abs. 3 BImSchG erfüllt sind oder im Falle eines Betreiberwechsels der neue Betreiber die erforderliche Sicherheit erbracht hat.
	4.10.7 Die Genehmigungsbehörde behält sich vor, die Höhe der Sicherheitsleistung bei Bedarf anzupassen. Ein Anpassungsbedarf kann sich insbesondere daraus ergeben,
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